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Nach der Pandemie Luft holen? Kaum möglich. Das letzte Jahr bot ein breites
Repertoire an kapitalistischen Krisensymptomen. Angefangen mit dem noch
immer anhaltenden Krieg in der Ukraine über große Aufstände wie im Iran
oder in Sri Lanka, die mit massiver und gewaltsamer Repression bekämpft
wurden  und  immer  noch  werden,  bis  hin  zur  Inflation  und  damit
einhergehenden massiven Preissteigerungen. Als ob das nicht genug wäre, so
merken wir schon jetzt sehr deutlich die Auswirkungen des Klimawandels
wie beispielsweise bei der Flut in Pakistan, die im Spätsommer 2022 ein
Drittel der Landesfläche überflutete. Es scheint, als würde eine Krise die
nächste  jagen,  und  dazwischen  gibt  es  keine  Zeit  zum Aufatmen.  Doch
warum ist das so? Woher kommt das und wie wirkt es sich auf die ohnehin
prekäre Lage von Frauen aus?

Es herrscht Krise – aber warum?
Ökonomische betrachtet, besteht der zentrale Grund für die gegenwärtige
Krisenperiode darin, dass die Ursachen der Finanzkrise 2007/08 nie gelöst
wurden. Die Regierungen haben nur deren Auswirkungen im Zaum gehalten.
Im  Kapitalismus  erfordern  Krisen  eigentlich  die  Vernichtung  von
überschüssigem Kapital, um einen neuen Wachstums- und Expansionszyklus
einzuleiten.  Doch das  hätte  auch  die  Vernichtung von  industriellem und
Finanzkapital aus den imperialistischen Metropolen in großem Stil erfordert.

Stattdessen wurden sie mit der Politik des „billigen Geldes“ und massiven
Schulden  gerettet.  Die  Krisenkosten  wurden  durch  soziale  Kürzungen,
steigende Preise  und die  Ausdehnung prekärer  Arbeit  (wie  zum Beispiel
Leiharbeit, Zeitarbeit und befristete Arbeitsverhältnisse) auf den Rücken der
Arbeiter:innenklasse  abgewälzt  –  und natürlich  auch auf  die  bäuerlichen
Massen im globalen Süden.
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Die  Niedrigzinspolitik,  die  zunehmende  Privatisierung  von  öffentlichen
Unternehmen,  eine  massive  globale  Verschuldung  und  viele  weitere
„Maßnahmen gegen die Krise“ schafften es nicht, eine neue ökonomische
Dynamik zu entfachen, und die Wirtschaft stagnierte. Gleichzeitig sorgen sie
dafür, dass nun der Spielraum, die aktuelle Situation abzufedern, wesentlich
geringer ist.

Durch die Coronapandemie wurde die sich vorher schon anbahnende erneute
Wirtschaftskrise  ausgelöst  und  massiv  verschärft.  Denn  durch  das  Virus
haben sich die Finanz- und die Gesundheitskrise synchronisiert.  Im Zuge
dessen  stieg  die  Verschuldung  auf  das  Dreifache  des  Welt-BIP
(Bruttoinlandsprodukt aller Länder). Die Verwertung des Kapitals stagniert
und  es  kommt  zu  einer  zunehmenden  Blasenbildung  (Ausdehnung  des
spekulativen und fiktiven Kapitals).

Das  Ergebnis:  massiv  steigende  Konkurrenz  zwischen  imperialistischen
Kräften im Kampf um die Neuaufteilung der Welt. Denn niemand verfolgt das
Interesse, als „Krisenopfer“ von anderen übertrumpft zu werden. In diesem
Zusammenhang muss auch die reaktionäre russische Invasion in der Ukraine
betrachtet werden. Die Karten der internationalen Beziehungen werden neu
gemischt und zugleich haben sie erhebliche Auswirkungen auf die globale
Wirtschaftsordnung.

Dabei konnte die NATO unter Führung der USA ihre eigenen Interessen
stärken  und  beispielsweise  den  Block  der  EU  dazu  bringen,  die
Wirtschaftsbeziehungen gegenüber dem russischen Imperialismus auf Eis zu
legen. Durch den Krieg sowie die Sanktionen der G7 sind die Folgen der
Unterbrechung  der  Getreide-,  Gas-  und  Ölversorgung  weit  über  Europa
spürbar. Insbesondere die Inflation befeuert die aktuelle Lage.

Derzeit befinden wir uns bereits in einer globalen Hochinflationsphase, die
laut  einer  Studie  von  Economic  Experts  Survey  (EES),  internationalen
Wirtschaftsexpert:innen, bis 2026 anhalten könnte. Allerdings gibt es hier
sehr große Unterschiede. Die höchsten Inflationsraten weltweit mit deutlich
über 20 % werden in diesem Jahr in Nord- und Ostafrika, Teilen Asiens und
Südamerika erwartet. Europa und Nordamerika haben durchschnittlich mit



rund 10 % Inflationsrate zu kämpfen. In 50 asiatischen und afrikanischen
Ländern  ist  die  Ernährungssicherheit  gefährdet.  Infolge  der  erneut
gestiegenen Lebensmittelpreise sind Hungersnöte und Hungerkrisen neben
Angriffen auf die ArbeiterInnenklasse weltweit zu erwarten, was wiederum
Regierungskrisen wie in Sri Lanka befeuert.

Konkrete Verschlechterung
Wie  bereits  geschrieben,  hat  die  Coronapandemie   eine  weltweite  Krise
ausgelöst, die die Situation der Frauen massiv verschlechterte. Dabei haben
sie  beispielsweise  in   informellen  Beschäftigungsverhältnissen  schon
während des ersten Monats der Pandemie 70 % ihres Einkommens verloren.
Weltweit ging die Beschäftigung von Frauen zwischen 2019 und 2020 um
4,2  %  zurück,  während  sie  bei  Männern  um  „nur“  3  %  sank,  so  ein
Kurzbericht  der  Internationalen  Arbeitsorganisation  (ILO)  aus  dem  Jahr
2021. Darüber hinaus haben die Doppelbelastung durch Carearbeit und die
Gewalt gegen Frauen massiv zugenommen.

Das Problem an der aktuellen Lage besteht darin, dass vielerorts der Stand
vor der Pandemie nicht wieder erreicht worden ist. Der Krieg in der Ukraine,
der die Preissteigerungen befeuert, verschärft also die Situation erneut. Der
Zustand einzelner Bereiche wie die Belastung in der häuslichen Carearbeit
hat  sich  zwar  gebessert,  dennoch  gibt  es  viele,  in  denen  es  zu  einer
Überlappung der Krisenfolgen kommt oder die Auswirkungen sich erst später
bemerkbar machen wie beispielsweise bei der Frage der Altersarmut.

Beschäftigung und Armut
Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) gibt in ihren Trends für 2023 an,
dass Frauen und junge Menschen auf dem Arbeitsmarkt deutlich schlechter
dastehen  als  der  Durchschnitt  der  Lohnabhängigen.  Weltweit  lag  die
Erwerbsquote der Frauen im Jahr 2022 bei 47,4 Prozent, während sie bei den
Männern 72,3 Prozent betrug. Dieser Unterschied von 24,9 Prozentpunkten
bedeutet, dass auf einen nicht erwerbstätigen Mann zwei nicht erwerbstätige
Frauen  kommen.  Konkret  bedeutet  das,  dass  mehr  Frauen  aus  dem
Arbeitsmarkt  ausgeschlossen wurden und nun einen schwereren Einstieg



haben.

Längerfristig verstärkt dies die kaum verwunderliche Tendenz, dass weltweit
Frauen  häufiger von Armut betroffen sind als Männer. Hinzu kommt eine
generelle verstärkte Altersarmut bei Frauen, die dadurch begünstigt wird,
dass  sie  weniger  im gleichen Beruf  verdienen,  durch Schwangerschaften
teilweise aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden und danach meist für weniger
Geld wieder integriert werden und generell häufiger in Teilzeitbeschäftigung
gedrängt werden und somit weniger verdienen, um die Reproduktionsarbeit
im Haushalt verrichten zu können.

Inflation und Energiepreise
Die aktuelle Lage mit der Teuerung von Lebensmitteln sowie Energiepreisen
bedeutet, dass Frauen zum einen verstärkter in Armut leben. Im April 2022
publizierten die Vereinten Nationen den Bericht „Global Gendered Impacts of
the  Ukraine  Crisis  on  Energy  Access  and Food Security  and Nutrition“.
Hieraus geht eindeutig hervor, dass der Ukrainekrieg global die Versorgung
mit Lebensmitteln und Energie massiv verschlechtert hat. Dies liegt an der
Schlüsselrolle  Russlands  und  der  Ukraine  auf  den  globalen  Märkten  für
Energie und Grundnahrungsmittel.

So  sind  die  Lebensmittelpreise  seit  Januar  2022  um  über  50  Prozent
gestiegen, während Rohöl um über 33 Prozent teurer geworden ist. Über 90
Prozent  des  Weizens  in  Armenien,  Aserbaidschan,  Eritrea,  Georgien,  der
Mongolei  und Somalia wurden aus Russland und der Ukraine importiert.
Dadurch  sind  diese  Länder  in  hohem Maße  von  Ernährungsunsicherheit
bedroht. Außerdem bildet die Ukraine eine wichtige Weizenquelle für das
Welternährungsprogramm (WFP), das 115,5 Millionen Menschen in mehr als
120  Ländern  unterstützt.  Dabei  ist  zu  betonen,  dass  dieser  Engpass
langfristig auftreten wird. Schätzungen gehen davon aus, dass 30 Prozent
der ukrainischen landwirtschaftlichen Flächen aufgrund des Krieges nicht
mehr  nutzbar  sind.  Hinzu  kommen  schlechtere  Ernten  durch  fehlende
Kapazitäten,  Felder  instand  zu  halten,  was  die  Situation  perspektivisch
verschärfen könnte.



Carearbeit – bezahlt und unbezahlt
Bekanntlich  stellt  der  Sozial-  und  Pflegesektor  ein  wichtiges
Beschäftigungsfeld für Frauen dar. Das wird auch deutlich, wenn man sich
die Studie der ILO „The gender pay gap in the health and care sector: A
global analysis in the time of COVID-19” aus dem Jahr 2022 genauer ansieht.
Ihr  zufolge  liegt  der  Anteil  der  Arbeitskräfte  im  Gesundheits-  und
Pflegesektor an der weltweiten Gesamtbeschäftigung bei 3,4 % und ca. 67 %
aller Beschäftigten in diesem Bereich sind weiblich. Herauszustreichen ist
dabei, dass der Durchschnittsverdienst in diesem Sektor niedriger ausfällt als
in  anderen  Segmenten  des  Arbeitsmarktes.  Hinzu  kommt,  dass  das
geschlechtsspezifische Lohngefälle mit 24 % im Durchschnitt höher ist als in
anderen  Sektoren,  was  darin  begründet  liegt,  dass  auch  hier  Frauen
wesentlich  stärker  in  den  schlecht  bezahlten  Bereichen  arbeiten  sowie
miesere Bedingungen für den Wiedereinstieg nach einer Schwangerschaft
vorfinden.  Betont  sei,  dass  die  Pandemie  die  Arbeitsbedingungen massiv
verschlechtert hat. Insbesondere die Situation in Krankenhäusern spitzt sich
weiter zu.

Ebenso angespannt war sie bezüglich der unbezahlten Reproduktionsarbeit.
Besonders  betroffen waren hierbei  Eltern sowie  jene,  die  Angehörige zu
Hause  pflegen,  durch  den  Wegfall  von  Schulen,  Kitas  und  weiteren
Unterstützungsangeboten. Dabei gaben  Mütter fast dreimal so häufig wie
Väter an,  dass sie den Großteil  oder die gesamte zusätzliche unbezahlte
Betreuungsarbei t  aufgrund  Schl ießung  von  Schulen  oder
Kinderbetreuungseinrichtungen übernommen haben: 61,5 % der Mütter von
Kindern  unter  12  Jahren  geben  an,  dass  sie  den  größten  Teil  oder  die
gesamte  zusätzliche  Betreuungsarbeit  übernommen  haben,  während  nur
22,4 % der Väter tun. So ist es kaum verwunderlich, dass besonders diese
Mütter die Gruppe verkörpern, die zwischen dem vierten Quartal 2019 und
dem dritten Quartal 2020 im Durchschnitt der OECD-Länder am ehesten von
der Erwerbstätigkeit in die Nichterwerbstätigkeit wechselten. Zwar hat sich
die Situation unmittelbar durch die Öffnung der Betreuungsangebote wieder
erholt.  Doch  die  Pandemie  hat  die  bereits  existierende  Kluft  in  der
unbezahlten  Reproduktionsarbeit  verstärkt  und  durch  die  schlechtere



Position  von  Frauen  auf  dem  Arbeitsmarkt  nachhaltig  verschlechtert.

Warum eigentlich?
Wie  wir  an  diesen  Beispielen  sehen,  trifft  es  Frauen  in  Krisensituation
wesentlich  stärker.  Denn  gerade  in  solchen  Perioden  wird  die
Reproduktionsarbeit  im  Kapitalismus  systematisch  ins  Private  gedrängt.
Kosten  für  v.  a.  öffentliche  Kindererziehung,  Kranken-  und  Altenpflege
erscheinen als unnütze, unproduktive Arbeit, da sie oft keinen Mehrwert für
ein Kapital schaffen. Diese Arbeiten sind zwar gesellschaftlich notwendig und
letztlich auch für die Reproduktion des Gesamtkapitals erforderlich, aber sie
werfen meistens keinen Profit für Einzelkapitale ab. Daher drängen diese
darauf, dass die staatlichen Kosten dafür als erste gekürzt oder Leistungen
ausgelagert und privatisiert werden. Diese werden also „eingespart“ oder
teurer und somit für die ärmeren Schichten unerschwinglich.

Statistisch  trifft  dies  daher  Frauen  besonders,  da  sie  häufiger  prekäre
Arbeitsplätze  wie  Leiharbeits-  und  Teilzeitstellen  besetzen  oder  im
informellen Sektor arbeiten und so Schwankungen des Arbeitsmarkts stärker
ausgesetzt sind. Dies findet häufig unter dem Deckmantel von mehr Zeit für
die  Familie  statt.  In  Wirklichkeit  nehmen  Frauen  aber  häufiger  diese
Angebote an, da sie weniger Geld als ihr Partner verdienen. und wenn es
dann darum geht, wer zu Hause bleibt und Reproduktionsarbeit verrichten
soll, ist das praktische Ergebnis, dass es den Part trifft, der weniger verdient.
So wird die geschlechtliche Arbeitsteilung weiter reproduziert, bedeutet aber
auch, dass Frauen stärker von Krisen getroffen werden.

Die Ursache des Problems liegt also in der unbezahlten Reproduktionsarbeit,
die versucht wird, ins Private hineinzudrängen, sowie in der geschlechtlichen
Arbeitsteilung an sich. Das Sinnbild der bürgerlichen Kleinfamilie mit ihren
Stereotypen verkörpern der Mann, als Hauptverdiener und Versorger; die
Frau, die sich um die Kinder kümmert.

Perspektiven
Die aktuelle Weltlage spitzt sich immer weiter zu, die Krise breitet sich aus,



die  Fronten  der  imperialistischen  Mächteblöcke  verhärten  sich  und  das
offene  Aufrüsten  derer  lässt  vermuten,  dass  sich  auch  in  Zukunft
kriegerische  Auseinandersetzungen  häufen  könnten.  Die  Ausbeutung  und
Unterdrückung halbkolonialer Länder nimmt stetig zu und die Klimakrise
scheint  mit  aktuellen  Taktiken  der  Regierungen  unabwendbar.  Damit
einhergehend verstärken sich die Angriffe auf die Arbeiter:innenklasse und
damit  auch  allen  voran  auf  Frauen.  Die  Auswirkungen  der  Krise,  die
Ausbeutung  der  ArbeiterInnenklasse  und  die  Unterdrückung  der  Frau,
stehen also in einem engen Verhältnis zueinander und bedingen sich teils
gegenseitig. Um gegen kommende Krisen kämpfen zu können, braucht es ein
Antikrisenprogramm,  mit  welchem  in  aktuelle  ökonomische  und  soziale
Kämpfe  interveniert  werden  muss .  Doch  der  Kampf  gegen
Frauenunterdrückung, Krisen und für die Umwelt kann nur Hand in Hand
mit dem gegen den Kapitalismus erfolgen.

Was geht eigentlich ab?
REVOLUTION, November 2022

Auf unserer jährlichen Sektionskonferenz haben wir als gesamte deutsche
Sektion von REVOLUTION uns die Köpfe darüber heiß diskutiert, wie wir
eigentlich die Lage der Welt aktuell einschätzen. Dabei spielten Fragen wie
die Folgenden eine Rolle: Wird es einen neuen Weltkrieg geben? Was wird
aus der Inflation? Schlittern wir in die nächste Wirtschaftskrise? Gibt es ein
internationales  Roll-Back  gegen  Trans-Menschen?  Wird  die  EU  die
kommende Krise überleben? Wie ist die Lage des Kapitals in Deutschland?
Was wird aus der sogenannten „Zeitenwende“ (Olaf Scholz 2022)? Wird sich
die Linkspartei auflösen? Was waren die Probleme der Klimabewegung?

Antworten auf das alles und noch viel mehr gibt’s im folgenden Text!

Weltlage

https://onesolutionrevolution.de/was-geht-eigentlich-ab/


1. Die Welt, in der wir Leben beugt sich der kapitalistischen Ordnung, welche
seit Jahren durch Krisen geprägt ist. In jedem Fall stehen wir aber an einem
Wendepunkt der Entwicklung des globalen Kapitalismus, also inmitten einer
Phase  des  globalen  Klassenkampfes,  die  entscheidenden Einfluss  auf  die
weitere Entwicklung nehmen wird – und zwar auf verschiedenen Ebenen:

2. Das weltweite Wirtschaftswachstum wird 2022 nach Schätzungen des IWF
wahrscheinlich nur 3,6% betragen. Die Prognose musste wegen der Inflation,
den Lockdowns in China und dem Ukrainekrieg gegenüber Januar 2022 um
0,8 % gesenkt werden. Besonders betroffen von dieser Entwicklung ist die
EU. Für 2023 rechnet der IWF nur noch mit einem Wachstum von 3 %,
allerdings auch nur unter der Voraussetzung, dass sich der Ukrainekrieg
nicht ausweitet, es in China weniger Lockdowns gibt und auch sonst keine
neuen Konflikte und Krisen ausbrechen. Für ein Drittel aller Länder (vor alle
europäischen Länder,  allen  voran Deutschland)  sagt  der  IWF sogar  eine
Rezession (also ein Schrumpfen der Wirtschaft in zwei aufeinanderfolgenden
Jahresvierteln)  voraus.  Wir stehen also anscheinend vor einer Stagflation
(einer Kombination aus stagnierendem Wirtschaftswachstum und Inflation).
Wenn  weitere  Krisen  (politisch,  gesundheitlich,  wirtschaftlich  usw.)
ausbrechen oder sich die bestehenden verstärken, kann die Weltwirtschaft
schnell in eine ausgewachsene Rezession rutschen.

3. Eine gemeinsame Antwort der führenden imperialistischen Mächte auf die
globale  ökonomische  Krise  kann,  anders  als  nach  der  großen
Finanzmarktkrise  2008  und  der  darauffolgenden  Rezession,  faktisch
ausgeschlossen  werden.

4. Das verschärft nicht nur die zyklische ökonomische Krise in einzelnen
Staaten, sondern auch die innerimperialistischen Gegensätze, die Tendenzen
zur  „Deglobalisierung“,  zur  Fragmentierung  des  Weltmarktes,  zur
Blockbildung sowie zur Abwälzung der Krisenkosten auf die halb-koloniale
Welt. Der Krieg um die Ukraine und die wechselseitigen, beide Seiten massiv
treffenden  Sanktionen  wirken  krisenverschärfend,  sowie  die  Krise  die
gegenseitige  Konkurrenz  und  die  Kriegsgefahr  erhöht.  

5. All dies befeuert die katastrophenhafte Zuspitzung weiterer grundlegender



Probleme der Menschheit, vor allem die ökologischen Katastrophen (nicht
nur Klima, sondern auch andere wie Artensterben) und die Probleme der
kapitalistische Landwirtschaft in Bezug auf ökologische und soziale Grenzen.
Die Pandemie, die Millionen Tote gefordert hat, sowie die Hungerkrise und
die  drohende  Vertreibung  von  einer  Milliarde  Klimaflüchtlingen  im
kommenden Jahrzehnt sind Ausdruck dieser Entwicklung. Die Kombination
aus der ökonomischen Krise und dem innerimperialistischen Kampfes um die
Neuaufteilung  der  Welt  wird  die  Krise  des  Verhältnisse  zwischen  der
Menschheit und dem Planeten weiter massiv verschärfen.

6 .  Die  Kr ise  geht  notwendigerweise  mi t  Angr i f fen  auf  d ie
Arbeiter:innenklasse, die Bauernschaft, die Jugend, die unteren und ärmeren
Teil  des  Kleinbürgertum  und  der  Mittelschichten  einher.  Heute  stehen
Preissteigerungen und Inflation im Zentrum der Angriffe auf die Einkommen
und Lebensbedingungen der Massen. Mit der Entwicklung der Krise könnte
dies  jedoch  in  Deflation  umschlagen,  die  mit  Massenentlassungen,
Betriebsschließungen, Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung einhergehen,
wie diese heute schon für bedeutende Teile der Halbkolonien gilt.  

7.  Auch  wenn  die  Weltwirtschaftskrise  2008-2010  etliche  vor  allem
Halbkoloniale Länder,  wie Griechenland,  in den Ruin trieben,  konnte die
imperialistische  Bourgeoisie  durch  eine  Politik  des  billigen  Geldes  dem
entgegenwirken.  Dies  führte  zu  einer  Begrenzung  des  eigentlich
notwendigen Vernichtens überschüssigen Kapitals in den imperialistischen
Zentren und konnte das Finanzkapital schützen. Mit der Corona Pandemie
verschärfte sich die schon vorher aufkommende neue Krise, denn durch die
Pandemie  kam  es  zu  einen  massiven  Produktionseinbruch,  welches  die
Länder mit voller Wucht traf. Jedoch sind beide Krisen nicht gleich zu setzen.
So haben sich die Gewichte der Weltwirtschaft weiter verschoben, welches
auch zu einer Verschiebung innerhalb der globalen Konkurrenz führte und
den damit einhergehenden Kampf um die Neuaufteilung der Welt.

8. Dies sind leider auch keine guten Umstände für die Arbeiter_Innenklasse,
denn  auch  hier  befinden  wir  uns  vor  einer  anderen  Lage  als  nach  der
Weltwirtschaftskrise  2008-10.  Nach der  damaligen Krise  befand sich  die
Bourgeoisie in einer ideologischen Defensive. Die arabischen Revolutionen



und  die  vor-revolutionäre  Zuspitzung  in  Griechenland  verdeutlichten  das
Potential einer Wende im Klassenkampf und stellten über mehrere Jahre eine
Inspiration der Arbeiter_Innenklasse und der Massen weltweit dar. Deren
Ansturm erfolgte trotz einer schon damals tiefen Krise und verdeutlicht, das
spontan revolutionäre Potential der Arbeiter_Innenklasse – aber auch dessen
Grenzen. Die Niederlagen dieser Bewegungen offenbarten nicht nur die Tiefe
der  Führungskrise  des  Proletariats,  sie  hatten,  zusammen  mit  anderen
wichtigen  Niederlagen)  auch  nachhaltige  globale  Auswirkungen  auf  die
Moral,  Kampfbereitschaft  und  das  Bewusstsein  der  Arbeiter_Innenklasse.
Dies  hat  heute  noch  eine  große  Auswirkung  auf  die  Kämpfe  der
Arbeiter_Innen, und dessen Auswüchsen. Wir können immer mehr erkennen,
dass viele einer politischen Alternative zwischen populistischen Rechten und
„demokratischer“ Mitte hinterher laufen. Auch wenn wir in dem letzten Jahre
mehrere  kämpferische  und  spontane  Bewegungen  erkennen  konnten
(Frauenstreiks, BLM), waren auch diese stark geprägt durch kleinbürgerliche
und  neo-reformistische  Ideen  Identitätspolitik,  Individualismus,
Linkspopulismus,  Transformationsstrategie).

9. Das Blatt kann sich jedoch schnell wenden. Mächtige Streikbewegungen in
England  und  auch  in  Frankreich  zeigen,  wie  schnell  sich  die
Arbeiter_Innenklasse aufraffen und als Macht auftreten kann (ohne dadurch
natürlich schon die  Führungskrise  zu lösen).  In  Russland gab es  bereits
Proteste gegen den Krieg und die Zwangsrekrutierungen. Im Falle Russlands
besteht dabei die Aufgabe die „liberale“ bürgerliche Opposition als kaum
bessere Alternative zu Putin zu entlarven. In der Halbkolonialen Welt machen
die Proteste im Iran momentan die meisten Hoffnungen. Eine Revolution
hätte Auswirkungen auf die kurdische Frage, auf die national unterdrückten
Belutschen, welche im Iran und in Pakistan leben, aber auch auf die Lage der
Frauen  in  Afghanistan,  um  nur  die  direktesten  Einflüsse  auf  die
Nachbarländer zu nennen. Sicher ist, dass uns auch in der Zukunft noch
weitere spontane Massenmobilisierungen und Kämpfe erwarten werden, auf
welche  wir  nicht  nur  reagieren  müssen,  sondern  durch  Interventionen
versuchen müssen diese mit anzuleiten und in eine revolutionäre Richtung zu
bewegen.



Weltwirtschaftslage

10. Die Globalisierungsperiode, die Anfang der 1990er Jahre begann, hat den
Kapitalismus zweifellos auf einer qualitativ neuen Ebene internationalisiert.
Die  Produktion,  die  Dienstleistungen,  der  Handel,  die  Finanzströme,  die
Kommunikation  und  die  Wissenschaft  haben alle  ein  neues  Niveau  der
internationalen  Organisation  erreicht,  das  auf  den  Fortschritten  der
P r o d u k t i v k r ä f t e  u n d  e i n e r  I n t e r n a t i o n a l i s i e r u n g  d e r  
WeltArbeiter_Innenklasse beruht und eine expansive Bewegung der globalen
Kapi ta lakkumulat ion  ermögl icht .  D iese  neue  Per iode  der
Kapitalakkumulation setzte eine Wiederherstellung der Profitraten in den
imperialistischen  Zentren  als  Ergebnis  wesentlicher  Niederlagen  der
jeweiligen  Arbeiter_Innenklassen  voraus.  Diese  ermöglichten  die
Deregulierung  der  Arbeitsbedingungen,  Offshoring,  Investitionen  in
privatisierte  Sektoren,  eine  Ausweitung  des  Welthandels,  den  Aufbau
internationaler Produktionsketten usw. Unterstützt wurde dies durch eine
massive Expansion neuer Formen des Finanzkapitals, das neu gegründete
globale  Unternehmen  dominiert  und  eine  verstärkte  Kontrolle  über
Industrien und Nationalstaaten ausübt. Während diese Finanzkonzerne als
internationale Agenturen agieren, ist die Quelle des von ihnen investierten
Kapitals  immer  noch  überwiegend  die  imperialistische  Bourgeoisie
Nordamerikas, die reichen europäischen Länder und in geringerem Maße die
neue Bourgeoisie in China und Russland.

11.  Nach  der  schwachen  Erholung  nach  der  „Corona“-Rezession,  den
überraschend niedrigen Wachstumsraten in China, der tiefen Krise mehrerer
„Schwellenländer“  und  den  wirtschaftlichen  Schockwellen  nach  dem
Ukraine-Krieg kommt die Mehrheit der Wirtschaftskommentatoren zu dem
Schluss, dass die Weltwirtschaft erneut auf eine globale Rezession zusteuert

12.  Dies  ist  nicht  nur  auf  zufällige  oder  kontingente  globale  Ereignisse
zurückzuführen  (Corona,  Ukraine-Krieg).  Diese  Ereignisse  trafen  die
Weltwirtschaft zu einem Zeitpunkt, an dem die eigentlichen Tendenzen zur
Wirtschaftskrise bereits akut waren und die Endphase der Globalisierung
ankündigten. Der globale Kapitalismus war nicht in der Lage, die Pandemie
auf der notwendigen globalen Ebene zu bewältigen, was ihre wirtschaftlichen



und sozialen Folgen hinauszögerte. Dadurch das der Kapitalismus scheiterte
internationale Institutionen zu schaffen,  führte dies zu einem Widerspruch
zwischen  den  realen  staatlichen  handlungsmöglichkeiten  un  den
„demokratischen“  Versprechen  des  bürgerlichen  parlamentarismus.  Dies
trug auch in den imerpialistischen Staaaten dazu bei, dass es zu einer Krise
der Demokratie kam.

13.  Die  zunehmende Konkurrenz  zwischen den imperialistischen Blöcken
führte zu politischen und bewaffneten Konfrontationen  zwischen ihnen – und
damit  zu  einer  weiteren  Vertiefung  der  wirtschaftlichen  Krise  der
Globalisierung. Diese kontingenten Ereignisse dienten also als Katalysatoren,
die die Krisentendenzen noch schneller und tiefer wirken lassen, so dass die
kommende  Rezession  die  Frage  aufwerfen  wird,  wie  eine  kapitalistische
Weltwirtschaft nach dem Ende der aktuellen Periode neu gestaltet werden
kann.  In  den immer mehr miteinander  konkurrierenden imperialistischen
Staaten zählt Europa aktuell zu den schwächeren Teilen der Herrschenden.

14. Vor allem nach der Weltwirtschaftskrise 2008-10 konnte noch damals das
deutsche Kapital  die EU als Instrument für den Aufbau eines Systems von
Produktionsketten  in  Ost  und  Südeuropa  nutzen,  während  das  britische
Kapital zusammen mit dem US amerikanischen Finanzsektor vor allem daran
interessiert  war,  sich  finanzielle   Investitionsmöglichkeiten  in  Europa  zu
sichern. Frankreich und Deutschland förderten die „Lissabon-Agenda“, die
Perspektive der EU als wichtiger Konkurrent im imperialistischen  System.
Dies  erforderte  jedoch  ein  stärkeres  Bündnis  mit  dem  russischen
Imperialismus, um sowohl dessen große Energie- und Rohstoffmonopole als
auch  die  großen,  mit  Russland  verbundenen  Märkte  in  Zentralasien  zu
nutzen.  Russland,  das  aufgrund einer  schleppenden Weltwirtschaft  unter
niedrigen  Energiepreisen  litt,  wandte  sich  einer  noch  autoritäreren  und
aggressiveren Politik zu, um das Regime zu stabilisieren. In der Zwischenzeit
verließen  sich  die  osteuropäischen  Länder  mehr  und  mehr  auf
rechtspopulistische Regime als Sicherheitsventil gegen soziale Unruhen. Die
meisten von ihnen lehnten auch die“schwache Position“ von Berlin und Paris
gegenüber Russland ab und orientierten sich stark an den USA und deren
NATO-Präsenz in Europa.  Schließlich war der Brexit  ein weiterer Schlag



gegen  den  Aufbau  eines  starken  „europäischen  Wettbewerbers“  auf
denWeltmärkten. Angesichts dieser politischen Rahmenbedingungen ist es
nicht  verwunderlich,  dass  Europa  in  den  2010er  Jahren  bei  den
Wachstumsraten,  der  Kapitalproduktivität,  den  Anteilen  ihrer
Großunternehmen  und  der  Fähigkeit,  mit  Krisensituationen  umzugehen,
hinter China und den USA zurückfiel.

15. China, welches noch Anfang des 20. Jahrhunderts zu den „aufsteigenden“
Ländern  gehörte,  hat  im  21.  Jahrhundert  die  Konkurrenz  um  die
Welthegemonie der USA strittig gemacht.  Aber auch in China gelten die
Gesetze  der  kapitalistischen Akkumulation.  Als  dynamischster  Faktor  der
Weltwirtschaft in den 2010er Jahren mit einem immer höheren Ausmaß an
kapitalistischer  Rationalisierung  ist  es  daher  nicht  verwunderlich,  dass
China  die kapitalistische Volkswirtschaft war, die den charakteristischsten
Rückgang der Profitraten aufwies, insbesondere nach 2015, verbunden mit
einer Verlängerung des Wachstums der absoluten Profitmassen – und damit
einer Fortsetzung der hohen Wachstumsraten für einige Zeit.  Dies führte
zwangsläufig  zu  einer  Überakkumulation,  was  sich  in  wachsenden
Schwierigkeiten  im  Verhältnis  von  Neuinvestitionen  zum  bestehenden
Kapitalstock zeigt. Die Schwierigkeiten bei der Finanzierung von weiterem
Wachstum und Investitionen in einem politischen Wirtschaftssystem, das von
hohen  Wachstumsraten  ausgeht,  führten  zwangsläufig  zu  Problemen  im
fragilen  Finanzsystem,  die  sich  in   mehreren  Blasen-Krisen  äußerten.
Staatliche Eingriffe konnten das System zwar bisher stabilisieren, führten
aber zu höheren Spannungen zwischen Bourgeoisie und Staatsapparat, die
nur durch eine zunehmend autoritäre Form des Bonapartismus an der Spitze
des Staates beruhigt werden können. Je mehr die kapitalistische Krise an die
Oberfläche kommt,  desto aggressiver muss dieser Bonapartismus auf  die
inneren und äußeren Spannungen reagieren. Vor allem die strikten Corona-
Maßnahmen  im  Land  mit  Lockdowns  in  mehr  als  45  Städten  in  den
vergangenen Monaten führte zu einer weiteren Schwächung der Wirtschaft.

16. Diese Analyse zeigt, dass wir weit davon entfernt sind, uns in einer neuen
Periode der steigenden Kapitalakkumulation zu befinden. Die nächsten Jahre
werden weiterhin von der Krise des gegenwärtigen Akkumulationsregimes



geprägt  sein.  Anders  als  zu  Beginn  der  Globalisierung  gibt  es  keine
entscheidenden neuen Niederlagen der Arbeiter_Innenklasse,  die zu noch
höheren  Ausbeutungsraten  führen  könnten.  Die  Profitraten  aller
imperialistischen Volkswirtschaften haben sich auf einem niedrigen Niveau
angeglichen. China ist selbst eher zu einem Krisenfaktor als zu einem Motor
der globalen Akkumulationsdynamik geworden. Alle Krisenfaktoren: Energie
und Ökologie,  Pandemie,  Verschuldung,  Inflationsgefahr,  Zusammenbruch
von Zombie Unternehmen, die aussichtslose Krise fast aller halbkolonialen
Regionen,  insbesondere der  Absturz  der  Schwellenländer,  die  wachsende
Kriegs- und Aufrüstungsgefahr – all das macht einen reibungslosen Übergang
zu  einer  neuen  Investitionswelle  in  klimaneutrale  und  intelligente
Technologien  (Energieeffizienz,  erneuerbare  Energien,  Industrie  4.0  etc.)
höchst unwahrscheinlich. Die Phänomene der „Deglobalisierung“, wie der
Rückgang  der  Direktinvestitionen,  das  geringere  Gewicht  globaler
Wertschöpfungsketten, die Schwächung des Welthandels, zum Beispiel durch
neue Zölle, sind ein Zeichen der Krise, kein Merkmal einer neuen Periode.
Auch wenn die „Globalisierung“ nicht mehr dynamisch voranschreitet, wird
es  dem  Kapitalismus  sehr  schwer  fallen,  sich  von  seinem  neuen
Internationalisierungsgrad zurückzuziehen. In der gegenwärtigen Krisenzeit
bedeutet dies, dass auch die Krise eine viel internationalere und globalere
Dynamik annimmt.

Kampf um die Neuaufteilung der Welt

17.  Die  russische  Invasion  in  der  Ukraine  hat  ein  neues  Kapitel  in  den
internationalen Beziehungen aufgeschlagen,  das  erhebliche Auswirkungen
auf  die  globale  Wirtschaftsordnung  hat.  Der  Ukrainekrieg  hat  sicherlich
Bewegung in die Blockbildung (also der außenpolitischen Ausrichtung der
Staaten) gebracht. Die hirntot geglaubt NATO ist plötzlich wieder erwacht,
die  USA  und  die  EU  fanden  wieder  zueinander  und  die  Beziehungen
zwischen der EU und Russland scheinen ein für alle mal zerbrochen. Die
Integration  von  Schweden  und  Finnland  in  die  Nato  verdeutlicht  dies
zusätzlich  und  verschärft  die  Konfrontation  mit  Russland,  welches  nun
tausende weitere Kilometer eine direkte Grenze mit einem NATO-Staat teilt.

18. Durch die Sanktionen wird die EU unabhängig von Russland, besonders



von Öl und Gas. Doch der westliche Block wurde durch den Krieg nicht nur
gestärkt. Außer der EU, USA, Kanada, Australien, Japan und Neuseeland hat
sich kein Land den Sanktionen gegen Russland angeschlossen. Diese Länder
wollen  die  Tür  hinter  sich  nicht  zuschlagen.  Indien  (traditionell  ein
Handelspartner  Russlands,  z.B.  als  Waffenimporteur)  kauft  massenweise
billiges russisches Öl. Durch ihre gemeinsamen Neutralität zum Ukrainekrieg
haben Indien und China ihr Beziehungen verbessert und versuchen gerade
ihre Grenzstreitigkeiten zu lösen.
Aber  das  beispiellose  Sanktionsregime  der  G7  haben  wegen  der
Unterbrechung  der  Getreide-,  Gas-  und  Ölversorgung  Folgen  weit  über
Europa hinaus. Russland und die Ukraine produzieren 19 % der weltweiten
Gerste,  14  %  459  des  Weizens  und  4  %  des  Mais.  Sie  sind  die
Hauptlieferanten von Raps für  den Rest  der  Welt  und liefern 52 % des
wel twe i ten  Sonnenblumenöls .  D ie  B lockade  bedroht  d ie  
Ernährungssicherheit  von  etwa  50  Ländern  in  Afrika  und  Asien.  Die
Lebensmittelpreise sind 2020 um 28 % und 2021 um 23 % gestiegen; in
diesem Jahr sind sie allein zwischen Februar und März um 17 % in die Höhe
geschnellt. Hungersnöte und Hungergskrisen sind damit vorprogrammiert.
Westliche Beschränkungen für russische Gas- und Ölexporte tragen ebenfalls
zum Inflationsdruck bei und bringt heute schon, vor allem in Großbritannien
die  Arbeiter_Innen  auf  die  Straße.  Massive  Preissteigerungen  führen  zu
Hunger und Not und treiben die Inflation in Ländern  an,  die weit  vom
Schauplatz des Konflikts entfernt sind.

19. Es wird deutlich welche Rolle Europa in diesem Konflikt einnimmt und
welche Interessen damit verteidiget werden sollen. Deutschland, als ein Land
welches gute wirtschafltliche Beziehungen zu Russland pflegte, liegt aktuell
gänzlich  auf  der  Linie  der  USA,  Russland  weiter  zu  stärken.  Die  USA
schlugen auch deshalb einen Konfrontationskurs mit Russland ein, um so
nicht nur den russischen Imperialismus, sondern vor allem auch eine Allianz
Deutschlands (und Frankreichs) mit Russland zu verhindern. . Mit dem Krieg
um die Ukraine haben die USA dieses Ziel erreicht und jede  absehbare
Hoffnung  von  Teilen  der  europäischen  Bourgeoisie  auf  eine  Allianz  mit
Russland  für die nächste Zukunft zunichte gemacht. Unter der Vorherrschaft
der  USA rüsten die  EU Staaten massiv  auf  und sind zu  einer  gewissen



militärischen und politischen Konzentration gezwungen, die zur Zeit von den
USA  wesentlich  mitbestimmt  wird,  später  aber  auch  eigenständige
europäische,  von  den  USA  unabhängige  und  mit  ihnen  rivalisierende
Institutionen  werden  könnten

20. Vor allem aber treibt der Krieg zugleich Russland in die Armee des viel
stärkeren chinesischen Imperialismus.  Da Russland und China heute den
Kern  der  riesigen  eurasischen  Landmasse  beherrschen,  stellen  sie
gemeinsam eine langfristige Bedrohung für die Welthegemonie der USA dar.
Wenn sie die „Freundschaft“,  die Wladimir Putin und Xi  Jinping bei  den
Olympischen  Winterspielen  am Vorabend  der  russischen  Invasion  in  der
Ukraine  in  herzlichen  Umarmungen  zum  Ausdruck  brachten,  in  ein
wirtschaftliches und  militärisches Bündnis umwandeln können, dann wird
sich eine neue Vorkriegszeit eröffnen, die in mancher Hinsicht derjenigen der
1870er, 1910er und 1930er Jahre ähnelt.

21. Die Weltordnung findet ihren größten Widerspruch jedoch im Gegensatz
zwischen USA und China. Er ist es, der der Weltlage maßgeblich bestimmt,
auch wenn mit  dem Ukrainekrieg der Fokus momentan auf  der  EU und
Russland  liegt.  Diese  Imperialismen  spielen  jedoch  wirtschaftlich  und
militärisch nur die zweite Geige. Die USA ist mit knapp $20 Billionen BIP die
größte Wirtschaftsmacht, China folgt mit $12 Billionen dahinter. Bei dem
momentan stattfindenden Wettrüsten stehen USA und China an der Spitze
und versuchen sich mit neuen Technologien und der Produktion der alten
Techniken auszustechen. Auch der Kampf um Einfluss wie z.B. in Pakistan,
Indien, Sri Lanka oder den Philippinen wird zwischen den imperialistischen
Hauptmächten  ausgefochten.  Hier  werden  besonders  asiatische  Staaten
erwähnt, weil sich viele davon noch nicht endgültig entschieden haben auf
welcher der beiden Seiten sie stehen wollen. Zudem ist zwischen Süd- und
Ostasien ein Großteil  der Weltbevölkerung konzentriert.  Dort stehen sich
auch USA und China direkt gegenüber; Nur getrennt durch den Pazifischen
Ozean.

22. Wir können Putins Gräueltaten in der Ukraine und Xi‘ Jinpings Vorgehen
gegen die Uiguren in Xinxiang, seine Unterdrückung in Hongkong oder seine
Drohung, in Taiwan einzumarschieren, die nicht im Geringsten gerechtfertigt



sind,  nicht  übersehen  oder  relativieren.  Wir  müssen  mit  ihren  Opfern
sympathisieren  und  uns  mit  ihnen  solidarisieren,  nicht  mit  ihren
Unterdrückern, aber ohne dem Westen einen demokratischen Heiligenschein
zu verpassen,  der nur zu Sozialimperialismus führen kann.  Revolutionäre
werden  all  diese  Handlungen  als  typisch  für  imperialistische  Mächte
erkennen,  auch  wenn  sie  rivalisieren

EU und innere Krise

23. Nachdem sich die führenden EU-Mächte zu Beginn des Jahrtausends
aufgemacht hatten, die  größte und führende Volkswirtschaft der Welt zu
werden, erlebten das EU-Projekt, die kapitalistische Einigung, der EURO und
andere Institutionen eine Reihe von Krisen und Rückschlägen – sei es die
Ablehnung  der  Europäischen  Verfassung,  sei  es  die  permanente
Schuldenkrise, die Flüchtlingskrise und als vorläufiger Höhepunkt der Brexit
Großbritanniens.

24. Der Krieg um die Ukraine bedeutet für die nahe Zukunft, dass die EU-
Staaten (und auch Großbritannien) politisch von den USA geführt werden,
dass  die  USA  den  geostrategischen  Takt  unter  den  westlichen
imperialistischen Mächten vorgeben. Eine wirtschaftliche oder gar politische
Annäherung  an  Russland,  wie  sie  von  Deutschland  und  Frankreich  seit
langem angestrebt wird, ist faktisch unmöglich geworden, solange es keinen
Regimewechsel in Russland gibt. Die USA konnten auch eine Umverteilung
der Kosten der NATO und ihrer Osterweiterung durchsetzen. Der Brexit und
der  Krieg  um die  Ukraine  haben die  Bewegungen und Kräfte  für  einen
schnellen  Austritt  in  der  EU  teilweise  zur  Besinnung  gebracht.  Keine
bedeutende Kapitalfraktion in den führenden imperialistischen Staaten der
EU (Deutschland, Frankreich, Italien) will einen. Deshalb treten wichtige EU-
skeptische rechtsextreme, rassistische Parteien (RN in Frankreich, Fratelli
d’Italia) nicht mehr für einen Austritt aus der EU ein, sondern wollen „nur“
die  Spielregeln  in  Brüssel  zugunsten  ihrer  Nation  ändern.  Dieser
Sinneswandel hat sicher auch damit zu tun, dass die EU-Staaten bei der
Bewältigung ihrer Schuldenkrisen immer abhängiger von der EZB geworden
sind. Hinzu kommt, dass Deutschland in den letzten Jahren seine Blockade
gegen  eine  gemeinsame Verschuldung  und  eine  wichtige  Rolle  der  EZB



faktisch aufgegeben hat. Das hat nicht nur mit dem Druck der Ereignisse
während der Pandemie und der Rezession zu tun, sondern auch damit, dass
ein Flügel des deutschen Kapitals (vor allem die Grünen, die SPD, aber auch
Teile der Union) glaubt, dass die Überwindung der inneren Widersprüche der
EU möglich ist, wenn die EU und ihre Institutionen eine treibende Rolle bei
der Umstrukturierung und Bildung eines europäischen Kapitals spielen, das
wiederum  natürlich  vom  deutschen  Kapital  dominiert  werden  soll.  Die
zunehmende  wirtschaftliche  und  finanzielle  Abhängigkeit  bedeutet  nicht,
dass die internen Probleme der EU überwunden sind. Um im Wettbewerb mit
den USA und China bestehen zu können, ist ein „positives“ europäisches
Projekt erforderlich. Der Green Deal stellt einen solchen Versuch dar. Der
Ukraine-Krieg  ermöglicht  es,  die  gemeinsame  Rüstungs-,  Militär-  und
Außenpolitik  stärker  ideologisch  als  Kampf  für  die  Demokratie  zu
rechtfertigen. Die derzeit weit verbreitete Einigkeit unter den Gegnern sollte
jedoch nicht vergessen lassen, dass die EU nach wie vor von historischen
Antagonismen imperialistischer Mächte durchdrungen ist,  die allein keine
den  USA  oder  China  gleichwertige  Rolle  ausfüllen  können,  die  aber
andererseits bereit sein müssen, untereinander einen neuen Modus vivendi
zu  finden,  eine  Partnerschaft  unter  deutscher,  manchmal  französischer
Führung, und Europa in ihrem Interesse zu organisieren. Darüber hinaus
können sie dies nicht in einem Vakuum tun. Derselbe Wettbewerb, dieselben
Krisen, die sie zur Einigung drängen (was eigentlich dem Entwicklungstrend
der Produktkräfte entsprechen würde), bringen auch jene Kräfte hervor, die
einer Überwindung der nationalen Fragmentierung des Kontinents im Wege
stehen.  Hinzu  kommt,  dass  die  USA  und  China  selbst  Akteure  im
europäischen Spiel sind. Wie in den letzten Jahrzehnten wird die Frage des
Verhältnisses zwischen Deutschland, Frankreich und – in geringerem Maße –
Italien letztlich entscheidend für die Zukunft der EU sein

Halbkoloniale Welt

25.  Die  gegenwärtige  wirtschaftliche  und  ökologische  Krise  trifft  die
halbkoloniale Welt natürlich besonders dramatisch. Gleichzeitig bedeuten die
Entwicklung einzelner großer halbkolonialer Volkswirtschaften in den letzten
Jahren, die Schwächung der US-Hegemonie und der zunehmende Kampf um



die Neuaufteilung der Welt auch, dass wichtige Regionalmächte versuchen,
in  diesem  Kampf  ihre  eigene  Position  innerhalb  der  imperialistischen
Weltordnung  zu  verbessern.  Dies  gilt  für  eine  Reihe  von  Staaten,  wie
Indonesien,  Indien,  Pakistan,  die  Türkei,  Saudi-Arabien,  Iran,  Südafrika,
Brasilien, um nur einige zu nennen. Es wäre impressionistisch, diese Länder
als imperialistisch zu bezeichnen, auch wenn einige von ihnen ihre eigenen
Finanzkapitale  entwickelt  haben  (insbesondere  Indien)  und  zu  wichtigen
regionalen Mächten geworden sind oder dies anstreben.

26. Generell kann man sagen, dass einige dieser Staaten, allen voran Indien,
in den letzten Jahrzehnten einen wirtschaftlichen Aufschwung erlebt haben.
Andere sind eher im Niedergang begriffen, vor allem Südafrika, aber auch
Länder wie Brasilien und die meisten anderen lateinamerikanischen Staaten.
Länder wie Pakistan, die Türkei und der Iran (in gewissem Maße auch die
Golfstaaten)  sind  dagegen  durch  eine  extreme  Form  der  ungleichen
Entwicklung gekennzeichnet. Pakistan und Iran beispielsweise befinden sich
in einer fast ständigen Wirtschaftskrise. Andererseits verschaffen ihnen die
Schwächung der US-Hegemonie und der Aufstieg Chinas einen gewissen
Spielraum  –  nicht  zuletzt,  weil  sie  ihren  Einfluss  auch  in  Ländern  wie
Afghanistan oder dem Irak ausbauen konnten.

27.  In  der  nächsten  Periode  werden  sie  alle  mit  massiven  internen
wirtschaftlichen und sozialen Krisen konfrontiert sein, allerdings unter sehr
unterschiedlichen Voraussetzungen. Während sich das Modi-Regime und in
geringerem  Maße  auch  das  von  Erdogan  auf  eine  breite  Basis  in  der
herrschenden  Klasse  stützen  können  und  die  traditionellen  bürgerlichen
Kräfte (Kongress und Kemalismus) erfolgreich ersetzt haben, befinden sich
die bürgerlichen Parteien und Institutionen in Ländern wie Pakistan selbst in
einem massiven inneren Konflikt. Generell können wir aber davon ausgehen,
dass  die  Arbeiter:innenklasse,  die  in  der  Globalisierungsperiode in  Asien
massiv gewachsen ist, vor einer Art Bewährungsprobe steht, die auch die
Möglichkeiten des Aufbruchs und der Entstehung neuer Organisationen und
politischer Parteien der Klasse eröffnet.

28. Im Nahen Osten und in Nordafrika, und noch mehr in Afrika, ist die
Situation  eindeutig  anders.  Hier  ist  die  Konterrevolution  nach  den



Niederlagen des Arabischen Frühlings eindeutig gestärkt. Die Krise der US-
Hegemonie und die Konfrontation mit Russland und China bedeutet, dass
Länder  wie  Saudi-Arabien  und Israel  im Inneren weitgehend freie  Hand
haben. Das gilt im Grunde auch für Erdogan gegenüber dem kurdischen Volk
und der Enklave Rojava. Die Mobilisierungen wie kürzlich im Irak oder auch
revolutionäre  Bewegungen  wie  im  Sudan  sind  durch  eine  extreme
Führungskrise  gekennzeichnet.  In  Lateinamerika  erleben  wir  auch  die
Auswirkungen  der  Pandemie  und  jetzt  der  Inflation.  Politisch  ist  der
Kontinent jedoch nach wie vor von bedeutenden Klassenkämpfen geprägt,
einer  Konfrontation  zwischen  reformistischen  und  links-populistischen
Kräften  auf  der  einen  Seite  und  neoliberalen,  autoritären  bis
bonapartistischen  Kräften  auf  der  andern.

Reaktionäre  auf  dem  Vormarsch  –  Frauen-  und  LGBTIA-
Unterdrückung

29. Die Lage von Fraune und LGBTIA Menschen verschlächtert sich in der
aktuellen Phase immer mehr. Weltweit verdienen Frauen im Durchschnitt
23% weniger als Männer und dabei leisten sie jeden Tag 12,5 Milliarden
Stunden unbezahlte Arbeit (Reproduktionsarbeit, Hausarbeit usw.). Es bleibt
jedoch nicht nur bei der ungleichen oder keinen Bezahlung, weltweit haben
weniger als die hälfte der Frauen einen Job.

30.  In  Zuge  der  Verschärfung  der  Krisen  werden  Rechte  die  durch  die
Arbeiter_Innen erkämpft wurden, Schritt für Schritt zurück genommen und
es  findet  weltweit,  bis  auf  einige  Länder  ein  Rollback  von  veralteten
Frauenrollen und LGBTIA-Feindlichkeit und dem konservativen Familienbild
statt.  Die  USA  hat  dabei  in  den  meisten  Staaten  das  Abtreibungsrecht
komplett gelöscht oder immer weiter verschärft. Aber auch hier in Europa
nehmen Reaktionäre Frauen- und LGBTIA Feindliche Politik fahrt auf. Polen
und Ungarn sind dabei die Länder, in welchen in den Letzen Jahren und
Monaten das Abtreibungsrecht verschärft wurde und auch die Rechte von
LGBTIA  Menschen  eingeschränkt  wurden  oder  ihre  Existenz  gänzlich
abgelehnt wurde. Das spielt immer mehr den Rechten in die Hände mit ihren
konservativen Familinivorstellungen. Es häufen sich immer mehr Angriffe
und gezielte Morde an Frauen- und LGBTIA, sowie in Bratislava.



Die  Rechte  von  LGBTIA  und  insbesondere  trans  Personen  stehen
international vor noch massiveren Angriffen. Besonders in den USA und in
Großbritannien  spitzt  die  Lage  sich  zunehmend  zu.  In  den  ersten  drei
Monaten  von  2022  wurden  in  den  USA  nicht  weniger  als  240
Gesetzesentwürfe eingereicht,  die  LGBTIA-Rechte einschränken.  Etwa die
Hälfte davon bezieht sich ausschließlich und spezifisch auf Menschen, die
transgender  sind,  allen  voran  Jugendliche  und  Kinder,  eine  fast
verschwindend  kleine  und  massiv  vulnerable  Minderheit.  Ein  Gesetze
schränkt  z.B.  die  Aufklärung  über  LGBTIA-Themen  im  Unterricht  und
Unterstützung  von  LGBTIA-Jugendlichen  durch  Schulpersonal  sowie  das
bloße  thematisieren  von  z.B.  zwei  Vätern  ein,  weil  queere  Menschen
essentiell  sexualisiert  werden.  Ein  weiteres  verlangt,  dass  ein  Arzt  das
Geschlecht  von  trans  Jugendlichen  feststellt,  bevor  diese  (meist
geschlechtlich  falsch  eingeordnet)  am  Schulsport  teilnehmen  dürfen.  In
Texas  konnte  es  kurzzeitig  als  Kindeswohlgefährdung  ausgelegt  werden,
wenn Eltern ihre trans Kinder unterstützen, was Familien dazu bewogen hat
umzuziehen. Das wurde allerdings nach Protesten von trans Personen und
Unterstützer_Innen  zurückgenommen.  Ähnliches  sehen  wir  in
Großbritannien,  wo seit  dem Gerichtsprozess der detransitionierten Keira
Bell  medizinische  Notwendigkeiten  für  trans  Personen  massiv  erschwert
wurden und der  öffentliche  Diskurs  über  transgender  Menschen zutiefst
reaktionär  ist.  In  Ungarn  sind  Personenstandsänderungen  unmöglich
gemacht worden. Die Proteste, die sich gegen diese zugespitzten Angriffe
richten, verbleiben meist eher klein, lokal,  von LGBTIA Personen vor Ort
getragen und überwiegend defensiv. Hintergrund der steigenden Angriffe auf
trans-Personen  ist  der  aktuelle  gesellschaftliche  Rechtsruck,  der  in
Kr isenze i ten  e ine  Stärkung  t rad i t ione l ler  Fami l ien -  und
Geschlechterordnungen  propagiert.  Dieser  Rechtsruck  findet  auch  im
Feminismus  durch  eine  Stärkung liberaler  Feminist_innen  (wie  Annalena
Baerbock)  oder  TERFs  (Trans  Exclusionary  Radical  Feminists)  seinen
Ausdruck. In Großbritannien und den USA erleben wir auch zunehmend, dass
sich diese „Feminist_Innen“ im Angesicht der „bedrohlichen Gefahr durch die
Gender-Ideologie“  auf  Querfronten  mit  zutiefst  konservativen  und
rechtsradikalen Kräften einlassen. In Deutschland sehen wir diese Dynamik
bisher nicht in der Form, es ist aber nicht auszuschließen, dass die Angriffe



hier eine ähnliche Entwicklung vollziehen werden. Bereits aktuell finden sich
Argumente von TERFS nicht nur in rechten Kreisen sondern auch vereinzelt
und zunehmend in linken Organisationen und Bewegungen. Die Debatten um
trans  Frauen  im  Profisport  und  das  von  der  Ampel  vorgeschlagene
Selbstbestimmungsgesetz  (das  das  erniedrigende  Transsexuellengesetz
ersetzen soll) werden mit dehumanisierenden und transphoben Argumenten
geführt, mit der Vorgabe, „echte Frauen zu schützen“. Es gilt also weiterhin
und umso mehr, LGBTIA und v.a. trans Menschen vor Angriffen auf ihre
Rechte  zu  schützen  und  den  Argumenten  von  scheinfeministischen
Transfeind_Innen  entschlossen  entgegenzutreten.

31.  Das  Austreten  der  Türkei  aus  den  Frauenrechtskonvention  war  ein
weiterer  Einschnitt  in  die  Frauenrechte  und  macht  die  internationale
Stimmung  um  die  Frage  noch  einmal  deutlich.  Durch  die  Pandemie
verschärfte sich außerdem die (häusliche-) Gewalt gegenüber Frauen und
LGBTIA Menschen und verschlimmerte damit ihre Lage immer mehr. Durch
die Lockdowns waren viele Menschen gezwungen mehr als zuvor sich in den
Häusern/Wohnungen mit ihren Partner_Innen aufzuhalten, der Schutz vor
häuslicher und sexualisierter Gewalt war kaum noch vorhanden. Durch die
Schließung  von  Schulen/Kindertagesstätten  etc.  stieg  auch  da  die
Doppelbelastung auf weibliche Personen, die dies kompensieren mussten.
Dies führte auch zu einer weiteren Verstärkung der Rollenverteilung.

32. Außerdem sind weltweit 70% des Personals in sozialen und Pflegeberufen
Frauen. Gerade diese Einrichtungen waren darauf fokussiert die Folgen der
Pandemie  zu  bekämpfen,  ohne  eine  faire  Bezahlung  geschweigeden
angemessenen Arbeitsbedingungen. Erste Betroffene in der Entlastungswelle
während  der  Pandemie  waren  vor  allem Frauen  und  LGBTIA  Personen,
welche  unteranderem im  Niedriglohnsektor  und  in  präkern/schlecht  und
informell  Bezahtlten  Jobs  ihren  Unterhalt  verdienen.  Alleine  in  Europa
verloren in den ersten Monaten der Pandemie 70% der in informellen Sektor
arbeitenden Frauen ihr Einkommen. Diese ökonomischen Folgen, machen
Frauen  und  LGBTIA  Personen  immer  mehr  von  ihrem  männlichen
Vormund/Ehemann/Vater etc. abhängig und drängt sie wieder zurück in die
familiären und patriarchalen Strukturen.



33.  Es  gibt  jedoch  auch  einige  positive  Beispiele  die  aufzeigen,  was
fortschrittliche Politik verändern kann, so wurde in Spanien nicht nur das
Abtreibungsrecht  ausgebaut,  sondern  es  gibt  immer  mehr  Rechte  die
Sexuelle Vergehen bestragen und es auch als solche anerkennen. Und noch
immer spielen Frauen in internationalen Protesten eine große Rolle, sei es in
der  aktuellen Revolte  im Iran oder  in  der  Umweltbewegung,  wo Frauen
führende Rollen übernehmen.

Die  derzeitigen  Proteste  im  Iran  werden  international  mit  (formellen)
Solidaritätsbekundungen  beantwortet.  Statt  einer  bedingungslosen
Aufnahme  aller  Geflüchteten  und  internationalem  Zusammenschluss  der
Frauenbewegung in Solidarität wird nun u.a. in Deutschland über Sanktionen
gegen das Regime nachgedacht. Diese müssen verhindert werden, da sie in
erster  Linie  die  Protestierenden selber  treffen  werden.  Die  Bewegungen
zeigen sich jedoch stark, sie werden von Frauen angeführt und richten sich
gegen  die  massiv  frauenfeindliche  Gesetzgebung  und  das  Regime.
Zunehmend werden die Aufstände auch durch breite Streiks begleitet und
immer mehr werden die Proteste explizit  klassenkämpferisch.  Sollten die
Bewegungen nicht an der fehlenden Führung, ihrem Pluralismus oder den
massiven  Repressionen  und  der  Gewalt  von  Regierung  und  Militär
zerbrechen,  könnte  ihr  Erfolg  nicht  nur  positive  Auswirkungen  auf  die
Region,  sondern auch auf die internationale Frauenbewegung haben. Ein
Sturz des extrem frauenfeindlichen Regimes im Iran könnte zum Vorbild und
Anstoß für internationale Kämpfe gegen die aktuellen reaktionären Angriffe
werden.

Die Lage der Jugend in halbkolonialen Ländern

34.  Mit  der  Verschärfung  der  Krisen,  dessen  Auswirkungen  auf  die
Halbkolonialen Welt, verschläft sich auch die Lage der Jugend drastischer
und an viele Stellen auch mehr als für den Großteil der Arbeiter_Innenklasse.
Aufgrund dessen das sie weniger im Arbeitsmarkt vertreten sind, oder nur
die  prekären  Jobs  ausüben,  werden  sie  in  Krisen  Situationen  als  erstes
entlassen  und  haben  oft  nicht  mal  die  Möglichkeit  dazu,  sich
Gewerkschaftlich  zu  organisieren.  Dabei  wächst  aber  der  Druck  auf  sie
seitens der Familien immer mehr, denn Jugendlichen wird oft aufgezwungen



für die Familien mit aufzukommen. Die Arbeitslosenquote steigt innerhalb
der  Halbolonialen  Welt  auch  bei  Jugendlichen  weiter  an,  so  haben  zum
Beispiel  Länder  wie  Südafrika  eine  Jugendarbeitslosenquote  von  61,4%,
welches damit im Listenende steht. Die meisten Jugendarbeitslosenquoten
der Halbkolonialen Welt liegen zwischen 30 und 15%, was bedeutet, dass
jeder 3. bis 5. Jugendliche arbeitslos ist. Und diese Zahlen werden weiter
ansteigen, je mehr sich die Krisen verschärfen.

35. In Europa sieht die Lage dabei nicht besser aus, Griechenland, welches
schon  durch  die  Weltwirtschaftskrise  2008-10  zu  dem  großen  Verlieren
gehörte, verzeichnet die höchste Jugendarbeitslosigkeit (28,6%) in Europa.
Die Jugend kommt in eine Phase, in welcher die Zukunft in der sie lebt so
ungewiss ist wie noch nie zu vor, die Zeiten einer „Besseren Welt, die auf uns
warten“ sind Real für viele vorbei und nur noch ein trauriges Gespenst aus
alten Filmen. Das führt vermehrt dazu, dass Jugendliche nicht nur an der
Spitze von aufkommenden Protesten stehen, da sie es sind mit dem Interesse
an eine bessere Zukunft und mehr Perspektiven, sondern auch der Teil der
Arbeiter_Innenklasse  darstellen,  der  immer  weniger  Hoffnungen  in  die
staatlichen Strukturen hat, in denen sie leben. Dies bedeutet einerseits, dass
Jugendliche  eine  treibende  Kraft  in  Massenprotesten  sein  können,
andererseits  aber  auch,  dass  viele  aufgrund  der  Perspektivlosigkeit  und
dessen das sie zwar an Spitzen von Bewegungen stehen aber kein eigenes
Sprachrohr besitzen, die Perspektive in den Ländern, in denen sie leben nicht
mehr sehen. Die Frage der Flucht und Migration stellt sich vor allem hier den
Jugendlichen,  denn  oft  haben  sie  dann  noch  Hoffnung  in  einem
imperialistischen  Land  von  all  der  Unterdrückung  und  Ausbeutung  zu
entkommen. Für die Jugend ist nicht nur die Frage der Führungslosigkeit ein
großes Problem, sondern auch die der Organisierung. Dies kann in spontan
aufkommenden Massen dazu führen, dass sie eher mundtot gemacht werden.
Es  fehlt  an  Organisation  außerhalb  von  meist  zeitlich  begrenzten
Bewegungen,  Verbindung  von  Kämpfen  und  einer  übergreifenden
Organisation  zur  Interessenvertretung  von  Schüler_Innen.

Die  Ampelkoalition  als  Organisatorin  der  „Zeitenwende“  für  das
deutsche  Kapital



36.  Kurz  nach  dem  Angriff  Russlands  auf  die  Ukraine  verkündete  der
deutsche  Bundeskanzler  Olaf  Scholz  eine  „Zeitenwende“.  Was  er  damit
gemeint  hat,  wird von Woche zu Woche deutlicher:  Es  bilden sich neue
globale Blöcke und die Kosten der Krise werden auf die Arbeiter_innenklasse
abgewälzt. Die Krise ist dabei 3-facher Art: Eine globale Klimakrise bedroht
die  Fortexistenz  des  Menschen  auf  diesem  Planeten.  Mit  über  4500
Hitzetoten in Deutschland zählt die vergangene Hitzewelle zu den tödlichsten
Sommern  überhaupt.  Überschwemmungen,  Artensterben,  Dürren  und
Waldbrände  machen  den  Klimawandel  lassen  den  Klimawandel  als  ein
Problem erscheinen, welches längst nicht mehr nur die halbkoloniale Welt
betrifft. Auch wenn die Coronakrise als weniger gefährlich dargestellt und in
neoliberaler Manier auf die individuelle „Eigenverantwortung“ gepocht wird,
hat das Virus in der vergangenen Periode 153 000 Menschen in Deutschland
das Leben gekostet. Die dritte Krise ist eine Wirtschaftskrise samt hohen
Inflationsraten,  welche  durch  historisch  niedrige  Kapitalverwertung,  die
Tendenz zur De-Globalisierung und die Verschuldungskrise ausgelöst wurde
und  durch  den  Zusammenbruch  globaler  Lieferketten  infolge  der
Coronakrise  und  des  Ukraine-Krieges  verschärft  wird.

37.  Wir  erwarten  eine  wirtschaftliche  Rezession  als  Folge  der  Inflation.
Aktuell sagt das Institut für Wirtschaftsforschung noch relativ optimistisch
eine Schrumpfung des deutschen BIPs um 0,7 Prozent voraus.  Auch das
deutsche Kapital selbst blickt laut dem ifo-Geschäftsklimaindex vom Oktober
2022  pessimistisch  in  die  eigene  Zukunft.  Der  Zusammenbruch  globaler
Lieferketten, das Sinken des globalen Konsumniveaus sowie der Stopp des
Zufluss  von  billigen  Rohstoffen  aus  Russland  haben  das  deutsche
Exportkapital  schwer  getroffen.

38.  Während das  deutsche Kapital  in  der  vergangenen Konferenzperiode
noch damit geliebäugelt hat, durch eine Stärkung der EU und seiner eigenen
Führungsrolle darin sowie den Ausbau der Beziehungen zu Russland (siehe
Nordstream 2) und China eine eigene globale Konkurrenzrolle in der Liga der
imperialistischen Staaten einzunehmen, wurde es durch die Taktik der USA
Russland international zu isolieren quasi in die Rolle des Juniorpartners der
USA gezwungen.



39. Im Spektrum der bürgerlichen Parteien verkörperten insbesondere die
Grünen, aber auch die FDP und die Mehrheit der CDU diese transatlantische
Linie. Konflikte gibt es dabei mit den Kapitalfraktionen, die dadurch ihre
Profite bedroht sehen, verkörpert durch die Minderheit in der CDU, die AfD
und die schwankende Position der SPD. Die Ampel-Koalition erfüllt für das
Kapital dabei den allgemeinen Zweck seine Interessen nach innen (durch
Einbindung  der  Arbeiter_innenklasse  und  Gewerkschaften  in  Form eines
SPD-geführten Innen- und Arbeitsministeriums) und nach außen (durch ein
grün-transatalantisch geführtes Außenministerium) zu vertreten. Dabei hat
es mit dem FDP-geführten Finanzministerium eine starke Lobby, die dafür
sorgt, dass die Krisenkosten zu gering wie möglich für das Kapital gehalten
und  auf  die  Lohnabhängigen  abgewälzt  werden  (siehe  Pläne  für
Bildungskürzungen). Eine wichtige Aufgabe der Ampel es ist, den deutschen
Monopolkonzernen  finanzielle  Verluste  in  großem  Maßstab  zu  bezahlen
(Gaspreisdeckel,  Einstieg  bei  Uniper  etc.)  und  Energiesichert  zu
gewährleisten (panische Reisen von Habeck und halbgare Blitzverträge mit
Qatar).

Die Ampelkoalition ist das Ende der Merkel-Ära und vorerst auch das der
Zeiten der GroKo.  Als  solches bestand neben dem Kleinbürger_Innentum
auch in Teilen der Arbeiter_Innenklasse eine Hoffnung in die neue Regierung
als Organisatorin einer „Zeitenwende“ v.a. bezüglich der Sozial- Wirtschafts-
und Außenpolitik. Diese Wende findet auf mehreren Ebenen statt, allerdings
als Angriff und Rollback, untermauert mit der ideologischen Rechtfertigung
durch Krieg und Krise. Es ist eine „Zeitenwende“, aber keine im Sinne derer,
die dieser Koalition mit Hoffnung entgegengeblickt haben. Dass dieser Verrat
an der eigenen Basis und dem eigenen Programm durch v.a. SPD und Grüne
nun als alternativlos dargestellt wird, muss angegriffen und gegenüber der
Arbeiter_Innenklasse,  die  ihre  Hoffnung  immer  noch  in  die  SPD  setzt,
(anhand ihrer tatsächlichen Politik) entlarvt werden.

Krieg und „Nationale Einheit“

40. Das politische Bewusstsein der Arbeiter_innenklasse in Deutschland steht
mehrheitlichim Zeichen der nationalen Einheit,  was nicht heißt,  dass das
Land nicht politisch tief gespalten ist. Diese Spaltung erfolgt jedoch nicht



anhand einer Klassenlinie zwischen Arbeit und Kapital. Vielmehr ordnet sich
die Arbeiter_innenklasse den 2 bürgerlich geführten Blöcken unter: Auf der
einen Seite befindet sich der vom Exportkapital dominierte Block, der für
einen Green New Deal, gemäßigte Coronaschutzmaßnahmen, Migration von
Fachkräften,  mehr  europäische  Integration  etc.  eintritt  (SPD,  Grüne,
Mehrheit der CDU, FDP, „Die Vernünftigen“), während auf der andere Seite
der  Block  des  kleineren,  auf  den  deutschen  Binnenmarkt  orientierten
Kapitals besteht, der durch seine in der globalen Konkurrenz in Bedrängnis
geratene  Posit ion  gegen  Umweltschutzmaßnahmen,  gegen
Coronaschutzmaßnahmen, gegen Migration und gegen die EU wettert (AfD,
Minderheit in der CDU, „die Unvernünftigen“).

41.  Zuerst  die  Coronakrise  und  nun  der  Ukraine-Krieg  haben  trotz  der
großen sozialen Verwerfungen und Deklassierung durch das Anbiedern von
SPD, Linkspartei und DGB die Bildung eines Bewusstseins der „nationalen
Einheit“  begünstigt.  Dies  führt  dazu,  dass  die  Arbeiter_innenklasse  in
Deutschland  Angriffe  billigend  in  Kauf  nimmt  (siehe  „Frieren  für  den
Frieden“,  Verzicht auf Lohnforderungen bei IGBCE, IG-Metall  und verdi).
Dabei  konnte  das  Kapital  seine  Aufrüstungspläne  (,die  schon  vor  dem
Ukraine-Krieg in Form von Floskeln für „Mehr Übernahme internationaler
Verantwortung“ auf dem Tisch lagen,) nahezu widerstandslos durchsetzen.
Die  über  50  000  Unterschriften-starke  Kampagne  gegen  die
Grundgesetzänderung  zur  Aufrüstung  ist  praktisch  ohne  Konsequenzen
geblieben. Dem Kapital ist  es damit gelungen, die historisch gewachsene
Aufrüstungssekpsis in der deutschen Bevölkerung (3 Millionen Menschen auf
Demo gegen den Irakkrieg 2003) zu zerschlagen. Die Grünen, welche das
Vertrauen vieler Pazifist_innen genossen, bildeten dabei die Sperrspitze.

42.  Die  wichtigsten  Kriegsinstrumente  stellen  aktuell  großzügige
Waffenlieferungen und Wirtschaftssanktionen in historisch nie dagewesenem
Ausmaß dar.  Die  zunächst  zögerliche  und  abwartende  Haltung  der  SPD
konnte  auf  Druck  der  Grünen,  der  CDU und  der  konservativen  Medien
schnell  gebrochen  werden.  Ziel  ist  es  dabei  Russland  kriegsunfähig  zu
machen und es durch eine nachhaltige Schwächung seiner Wirtschaft aus der
Liga  der  imperialistischen  Staaten  zu  verbannen  (siehe  bereits  2014



Rausschmiss  Russlands  aus  G8-Runde).

43.  Die  Ampel  versucht  die  aktuelle  Kriegssituation  ferner  für  ein
klimaschädliches Rollback zu nutzen. Die mühsam erkämpften Erfolge der
Anti-AKW-Bewegung  (Atomausstieg  2011)  und  der  Klimabewegung
(Kohleausstieg 2038) sollen wieder zurückgenommen werden. Während sich
die AfD und der rechte Flügel der CDU als Vorreiterinnen für ein Zurück zur
vermeintlich  (!!)  sauberen  Atomkraft  präsentieren,  dient  das  grüne
Energieministerium  Habecks  dem  Kapital  dazu,  den  Kohleausstieg  noch
weiter nach hinten zu verschieben, Öl aus Qatar und Frackinggas aus den
USA zu besorgen und durch die Integration der Klimabewegung Widerstand
dagegen zu verhindern.

44.  Eine  der  wichtigsten  Tagesforderungen  ist  es,  jede  Fortführung  des
Krieges,  ob  durch  russische  Panzer  oder  westliche  Sanktionen  und
Waffenlieferungen, abzulehnen! Eine größere Friedensbewegung ist jedoch
aus  den  anfänglichen  Großmobilisierungen  gegen  den  Krieg  nicht
entstanden. Ein Großteil der Kriegsgegner_innen vertritt die Regierungslinie
und  betrachtet  Sanktionen  und  Waffenlieferungen  als  einzige  Mittel  zur
Beendigung des Krieges. Das wesentlich kleinere Lager aus traditionell pro-
russischer  Friedensbewegung,  Stalinist_innen  und  AfD  erkennt  der
Bevölkerung in der Ukraine unter dem Slogan „Frieden mit Russland“ ein
Recht auf Selbstverteidigung ab. Das kleinste aber progressivste Lager hat
es  nicht  geschafft  den  einzig  richtigen  Slogan  „No  Nato-  No  Putin“  in
größere bundesweite Aktionen unter Einbindung von Klassenorganisationen
zu  übersetzen.  Auch  Versuche  von  Sozialverbänden,  Linkspartei  und
Gewerkschaftsgliederungen eine Bewegung gegen die Aufrüstungsvorhaben
der Ampel aufzubauen, ist aufgrund dem Ausweichen oder der Abwesenheit
einer Positionierung zum Ukraine-Krieg insgesamt gescheitert.

45. Waffenproduktion und -lieferungen müssen durch politische Streiks der
Beschäftigten in Rüstungs- und Transportindustrie unterbunden werden. In
der kommenden Periode gilt es außerdem die unpopuläre Forderung nach
einem Stopp der Sanktionen in die Linke zu tragen (Nur noch 53% der
Deutschen  unterstützen  die  Sanktionen  gegen  Russland,  wenn  dies
persönlichen Verzicht für sie bedeutet). Dabei müssen wir uns jedoch stark



von der AfD oder dem Wagenknecht-Flügel der Linkspartei abgrenzen, denn
wir lehnen die Sanktionen nicht wie diese Kräfte ab,  weil  sie auch dem
deutschen  Kapital  und  Kleinbürgertum  schaden,  sondern  weil  sie  der
russischen Arbeiter_innenklasse schaden und ein Mittel der imperialistischen
Kriegsführung darstellen, welches der NATO-Block für sich nutzt, um RU als
imperialistischen  Konkurrenten  auszuschalten  und  den  USA  nutzt,  um
Europa  stärker  an  sich  zu  binden  und  seinen  Hauptkonkurrenten  China
weiter  zu  isolieren.  Es  gilt  jedoch  ebenso  aufzuzeigen,  dass  eine
Widereröffnung von „Nordstream2“ und der Ausbau fossiler Energieträger
angesichts der Flutkatastrophe in Pakistan, die über 30 Mio. Menschen in
tiefste Not gestützt hat, ein Verbrechen darstellt. Wir treten weiterhin für
den  schnellstmöglichen  Ausstieg  aus  fossiler  Energiegewinnung  unter
Arbeiter_innenkontrolle  ein.  Wir  lehnen  die  zynische  Doppelmoral  im
Umgang  mit  ukrainischen  Geflüchteten,  russischen  Deserteur_innen  und
muslimischen Geflüchteten ab. Stattdessen fordern wir offene Grenzen sowie
Arbeitserlaubnisse, Mindestlohn und Privatwohnungen für alle Geflüchteten!
Zur  Beendigung  der  Kriegshandlungen  fordern  wir  einen  sofortigen
Waffenstillstand. Gleichzeitig lehnen wir jedoch jede „diplomatische Lösung“
kategorisch ab, denn diese stellen nur zeitweilige Kompromisse zwischen
imperialistischen  Mächten  (die  gerade  keine  Möglichkeit  mehr  sehen,
anderweitig mehr für ihre Interessen rauszuschlagen) dar, sind meistens nur
temporär und nie im Sinne der Arbeiter_innenklasse. Unsere Alternative ist
eine  unabhängige  Position  der  Arbeiter_innenklasse:  ein  revolutionärer
Defätismus  auf  der  Basis  internationaler  Klassensolidarität.

Rechtsruck vorbei?

Im Zuge der Verschärfung der Krise nimmt auch der Rechtsruck weiter zu,
allerdings teilweise in anderen Formen und mit neuen Dynamiken, es ist
wichtig diese zu verstehen um diesen neuen Rechtsruck, der sich nicht mehr
auf  das  Erstarken  rechtspopulistischer  Kräfte  jenseits  des  klassischen
Konservativismus  und  daraus  folgend,  dessen  langsames  Wandern  nach
Rechts  beschränkt,  sondern  die  komplette  bürgerliche  Politik  gravierend
verändert,  zu bekämpfen. So sind es im Moment vor allem die Teile des
bürgerlich-liberalen  Lagers,  die  sich  traditionell  als  links  und  progressiv



betrachten, die extrem stark nach rechts driften, das Beispiel der Grünen in
Deutschland zeigt dies besonders eindrucksvoll. Eine Partei die über lange
Zeit  in  ihrem Selbstverständnis  Pazifismus  vertreten  hat,  treibt  nun  das
imperialistische Säbelrasseln und die größte Aufrüstung Deutschlands seit
1945  voran  und  fordert  die  kompromisslose  Bekämpfung  des
imperialistischen Rivalen Russlands. Der starke Rechtsruck der Grünen in
den  Außenpolitik  kommt  mit  Verzögerung  auch  in  anderen  politischen
Feldern an. So trieben die Grünen aktiv voran, dass das Dorf Lützerath im
Rheinischen  Braunkohlerevier  doch  noch  abgebaggert  wird,  einzig  und
alleine  um  RWE  mehr  Profit  ermöglichen  zu  können,  biedert  sich  den
reaktionärsten Regimen, wie Katar, Aserbaidschan oder der Türkei an, und
lehnt Entlastungen für die Bevölkerung oder Besteuerung von Krisenprofiten
ab.

Innerhalb der Grünen hat sich bereits mit ihrer Regierungsbeteiligung 1998
der Flügel durchgesetzt, der die Partei von sämtlichen pazifistischen und
sozialen Altlasten aus ihrem politischen Entstehungskontext befreien wollte.
So organisierte die Partei  mit  dem Kosovo[1]Krieg den ersten deutschen
Kriegse insatz  nach  dem  zwei ten  Weltkr ieg ,  versetzte  der
Arbeiter_innenklasse mit der Agenda 2010 einen historischen Schlag und
stimmte den imperialistischen Kriegseinsätzen in Afghanistan und Mali zu.
Seither unternehmen die Grünen den Versuch, von der kleinbürgerlichen
Partikularpartei zur vorherrschenden bürgerlichen Kraft aufzusteigen. Durch
ihre  konsequente  transatlantische  Ausrichtung,  ihre  Bereitschaft  zur
Militarisierung  Deutschlands  im  Zeichen  des  „Schutzes  demokratischer
Werte“ sowie die Perspektive einer industriell-technischen Erneuerung des
deutschen  Kapitals  (Stichwort  „Green  New  Deal“)  auf  Kosten  der
Arbeiter_innenklasse präsentierte sich die Partei im Bundestagswahlkampf
2021 als  moderne alternative für  die  exportorientierten Kapitalfraktionen
(laut  einer  Umfrage  der  deutschen  Bank  von  2021  wünschte  sich  die
Mehrheit  der  Entscheider  in  200  deutschen  Industrieunternehmen  eine
grüne  Regierungsbeteiligung).  Der  reaktionäre  Charakter  des  grünen
Programms wird in dem Maße deutlicher,  indem sich der Kampf um die
Neuaufteilung der Welt zuspitzt.



Auch beträchtliche Teile der sozialdemokratischen bis links-reformistischen
Linken schließen sich diesem bürgerlichen Rechtsruck an und stimmen, ganz
in alter Burgfrieden Manier, zu, dass man sich nun hinter den „freiheitlich
demokratischen“ Westen stellen müsse um diesen gegen den viel übleren
russischen Imperialismus zu verteidigen, und das man dafür nun einmal auch
in Kauf nehmen muss, dass die Bedingungen für die Arbeiter:Innenklasse
sich verschlechtern.  Während das  ehemals  links-liberale  Bürgertum nach
rechts wandert und dabei teilweise traditionell konservative Kräfte überholt,
sehen  wir  bei  den  rechtspopulistischen  Kräften  Europas  eine  fast  schon
entgegengesetzte  Tendenz,  diese  Kräfte  integrieren  sich  fester  in  den
bürgerlichen Staat und die bürgerliche Politik und werden zum akzeptierten
und  integrierten  Teil  dieser.  Besonders  stark  wird  dies  deutlich  in
Frankreich,  wo  der  ehemalige  Front  National  nun  als  Rassemblement
National viele seiner rechtsradikalen Positionen entschärft um als rechts-
konservative  Partei  breite  Achtung  und  Akzeptanz  der  bürgerlichen
Gesellschaft zu erhalten sowie in Italien, wo die Faschistin Meloni sich nun
als ganz normale rechts-konservative Politikerin darstellt und auch von der
breiten  Masse  der  bürgerlichen  Politik  Europas  so  gesehen  wird.  In
Deutschland ist  dieser Trend noch nicht so deutlich zu sehen,  was wohl
einerseits mit der deutschen Geschichte zusammenhängt, vor allem aber mit
einem anderen  Faktor:  Dem Verhältnis  der  Partei  zum imperialistischen
Konkurrenten Russland.

Eine andere Entwicklung der Rechten in Europa ist nämlich die Spaltung in
zwei  Lager:  pro-ukrainische und pro-russische Kräfte.  Diese  Spaltung ist
jedoch  keineswegs  ideologisch  begründet,  sondern  im  Grunde  eine  rein
taktische.  Während  nämlich  pro-russische  Rechte  wie  AfD  oder
Rassemblement  National  dass  Interesse  der  Teile  ihrer  nationalen
Bourgeoisie vertreten, die sich statt des Bündnis mit dem US-Imperialismus,
der  als  Hegemonialmacht  über  den  NATO-Block  auftritt ,  ein
gleichberechtigtes Bündnis mit dem russischen Imperialismus wünschen, ist
dies für die italienische Rechte nicht sinnvoll, da ihre Bourgeoisie nicht stark
genug ist ein gleichberechtigtes Bündnis mit einem anderen Imperialismus
aufzubauen und es für sie das beste ist sich in EU und NATO zumindest noch
ein paar Stücke des westlich-imperialistischen Kuchens zu sichern, weshalb



sich auch Melonis Fratelli  D’Italia hinter EU, NATO und Ukraine stellen.
Diese  Spaltung  hat  allerdings,  trotz  ihres  rein  taktischen  Charakters,
durchaus  das  Potential,  die  Kooperation  rechter  Kräfte  in  Europa
einzuschränken, so ist das jahrelang stabile Bündnis der Rechtsregierungen
Ungarns und Polens durch unterschiedliche Positionen zum Krieg in  der
Ukraine auseinander gebrochen, während Polen klar und entschieden an der
Seite der Ukraine gegen seinen historischen nationalen Feind Russland steht,
sympathisiert  Ungarn,  das  selber  Anspruch  auf  eine  ukrainische  Provinz
erhebt, nach wie vor mit Putin. Eine Dynamik hingegen zieht sich durch alle
bürgerlichen Kräfte, ganz gleich ob pro-russisch oder pro-ukrainisch, liberal,
konservativ  oder  rechtspopulistisch:  Der  Trend  in  der  Krise  zu  einer
autoritären Politik zu greifen. Aufrüstung nach außen geht meistens auch mit
einer  Aufrüstung  nach  innen  einher.  So  greift  der  ukrainische  Staat  im
Kriegszustand  auf  ein  Verbot  jeglicher  politischer  Opposition  zurück,
während  Russland  versucht,  jedes  Aufkommen einer  Antikriegsbewegung
durch scharfe Repression im Keim zu ersticken. In Deutschland und anderen
westlichen  EU-Ländern  pocht  das  Kapital  stattdessen  angesichts  einer
sozialpartnerschaftlich  ausgerichteten  Arbeiter_innenbewegung  auf  die
„Nationale  Einheit“:  die  Bevölkerung  soll  für  die  deutschen  Kriegspläne
frieren und die Gewerkschaften sollen ihre Lohnforderungen so gering wie
möglich ansetzen. Die harte Repression gegen kämpferischere Streiks wie
derjenige  der  Hamburger  Hafenarbeiter_innen  oder  gegen  die
Klimabewegung macht jedoch deutlich, wie das Kapital vorzugehen gedenkt,
wenn die Arbeiter_innenklasse sich weigert, die Krisenkosten zu zahlen. So
lassen  sich  bereits  auf  Länderebene  Verschärfungen  der  Polizeigesetze
erkennen, deren bundesweite Ausweitung bei einem Anstieg von Protesten
wahrscheinlich ist.

Inflation ohne Ende?

46. Die Inflationsrate in Deutschland lag im September bei rund 10 Prozent.
Die  stärksten  Preisanstiege  finden  sich  bei  Lebensmitteln  (insbesondere
Obst,  Gemüse  und  Milchprodukte),  Energiekosten,  Mieten,  sowie
Freizeitkonsumgütern. Die massiven Teurungsraten stellen deshalb  längst
nicht  mehr  nur  tiefe  Einschnitte  im  Alltag  von  Jugendliche  und



Geringverdiener_innen dar, sondern auch bei mittleren Einkommen und der
Arbeiter_innenaristokratie und dem Kleinbürgertum.

47. Während die Bevölkerung für den Frieden frieren und verzichten soll,
sorgt die Ampelkoalition dafür, dass Verluste der großen Unternehmen so
gering  wie  möglich  ausfallen.  Obwohl  die  „Entlastung  der  Gering-  und
Mittelverdiener“ von Anfang an in aller Munde war, stellten Gasumlage und
Tankrabatt lediglich Subventionen an die Energieindustrie dar. Des Weiteren
wurden  mehrere  milliardenschwere  Entlastungspakete  auf  den  Weg
gebracht, die gesamte Gesellschaft nach dem „Gießkannenprinzip“ entlasten
sollten.  Selbst  laut  Rechnungen des bürgerlichen Deutschen Instituts  für
Wirtschaftsforschung kamen jedoch 70 Prozent der 10 Milliarden € des 3.
Entlastungspaketes  lediglich  den  oberen  30  Prozent  der  höchsten
Gehaltsklassen  zugute.

48. Anhaltende Proteste haben die Ampel bereits stark unter Druck gesetzt
und  zu  kleinen  Nachbesserungen  sowie  zur  Rücknahme  der  Gasumlage
veranlasst.  Das  Potenzial  des  „heißen  Herbstes“  eine  soziale
Massenbewegung  zu  werden,  wird  jedoch  aktuell  vor  allem  von  Rechts
genutzt. Besonders bildlich wurde dies beispielsweise am 8.10. in Berlin, als
sich unter dem Slogan „Löhne rauf – Preise runter“ ca. 120 Menschen in
Berlin-Wedding versammelten, während ca. 15 000 Menschen unter Führung
der AfD mit  Slogan „Unser Land zuerst“ durch das Stadtzentrum zogen.
Während  linke  Kräfte  daran  scheitern,  eine  klare  Position  zum  Krieg
einzunehmen  und  die  Ampel  für  ihre  unsoziale  Kriegstreiberpolitik
anzugreifen erscheinen die rechten durch ihre konsequente Ablehnung der
Sanktionen als glaubwürdigste Vorkämpfer gegen die soziale Verwerfungen
der Inflation.

49. Da wir 2 Ortsgruppen in Ostdeutschland haben, soll an dieser Stelle noch
einmal ein Blick auf die spezielle Lage vor Ort geworfen werden. Laut dem
INSA-Meinungstrend vom 26.9. ist die AfD stärkste Kraft in Ostdeutschland.
Zehntausende  sind  dort  im  Zuge  der  aktuellen  Proteste  unter  offener
Beteiligung von Faschist_innen wie dem III. Weg oder den Freien Sachsen
auf  der  Straße  gegangen.  In  Ostdeutschland  sind  aufgrund  der
Deindustrialisierung nach der Annektion der DDR mehr Menschen prekär,



fühlen  sich  abgehengt  und  fremdbestimmt.  Der  Braunkohleausstieg,  die
Inflation sowie die ungeklärte Zukunft der Ölraffinieren verbreiten eine nicht
unberechtigte Angst vor einer Deklassierung 2.0. Zudem ist die Wirtschaft
traditionell stärker strukturell auf Russland ausgerichtet (siehe zum Beispiel
PCK-Raffinerie  in  Schwedt,  selbst  die  CDU-Sachsen  vertritt  viel  pro-
russischeren Kurs als  die  Bundespartei).  Auch ideologisch wird Russland
aufgrund der DDR-Sozialisierung weniger als Feind betrachtet.

50. Angesichts der rechten Führung über die sozialen Proteste trauen viele
den großen breiten Gegenprotesten von Unteilbar etc. hinterher. Wir sehen
aktuell jedoch deutlich, dass der Slogan „einfach alle zusammen solidarisch
und ,unteilbar‘ gegen die AfD“ in Krisensituationen bei Abwesenheit einer
klaren eigenen linken Perspektive nicht mehr funktioniert. Die Trägheit und
Vorsicht  der  Linken  eine  eigene  Perspektive  aufzuwerfen,  überlässt  den
Rechten das Feld. Ähnlich haben wir es bereits in der Corona-Krise erlebt,
als  die  Abwesenheit  einer  kämpferischen  und  gegen  die  Regierung
gerichteten  Zero-Covid-Bewegung  eine  politische  Lücke  eröffnet  hat,  die
Querdenken füllen und sich als Fundamentalopposition präsentieren konnte.

51. Aktuelle Ansätze in der radikalen Linken wie die „Dont Pay“-Kampagne (á
la klauen im Supermarkt und den Armen geben) verurteilen wir zwar nicht
moralisch aber politisch als individualistisch und kleinbürgerlich. Darüber
hinaus kommen lokale linke Kleinstbündnisse in einigen Städten kaum dazu,
unter  zaghafter  Beteiligung  einzelner  lokaler  Gewerkschaftsgliederungen
über ihre eigenen Unterstützer_innenkreise hinaus zu mobilisieren.

Die Genug ist Genug Kampagne sieht sich selbst als eine Plattform, welche
als „Brücke“ zwischen Straßenprotesten und Gewerkschaften fungieren will.
Angeführt wird die Kampagne in Deutschland vom reformistischen Jacobin-
Magazin  und  Teilen  des  Ver.di  Gewerkschaftsapparats.  Auch  wenn  die
Kampagne  bisher  nicht  über  Internetaktivismus,  lokale  Rallyes,
Arbeitsgruppen  zur  Verbreiterung  der  Initiative  und  reformistische
Minimalforderungen  hinausgeht  (zum  Beispiel  werden  die  Fragen  nach
Arbeiter:innenkontrolle  des  Energiesektors,  der  Positionierung zum Krieg
und  den  Sanktionen  bewusst  ausgeklammert),  bietet  sie  aufgrund  ihrer
Einbindung von Gewerkschaften und ihres  internationalen Charakters  im



Vergleich zu anderen Antikrisenbündnissen bisher das größte Potential für
den Ansatz des Aufbaus einer linken Antikrisenbewegung. Sie könnte sich in
Zukunft in eine vielversprechende Richtung entwickeln, ist es zum jetzigen
Punkt  jedoch  nicht .  Entscheidungen  werden  mit  Tei len  des
Gewerkschaftsapparats geheim und undemokratisch gehalten. Während sie
auf den Rallys mit starken, klassenkämpferischen Reden glänzten (in Berlin
rief der BSR (Stadtreinigung) für die kommende Tarifrunde beispielsweise
zum Generalstreik auf) hält sich die Führung mit so etwas bewusst zurück.
Mehr noch als das: interessierte, potentielle Aktivist_innen werden bis jetzt
in ineffektiven Organizing-Arbeitsgruppen verheizt, wodurch der tatsächliche
Aufbau einer Antikrisenbewegung sogar noch erschwert wird. Aktuell scheint
die Kampagne in Deutschland also nicht an ihre Erfolge in UK anknüpfen zu
können. Im Gegensatz zu den Protesten in UK stützt sie sich hierzulande
nämlich  nicht  auf  kämpferische  Streiks,  sondern  wird  lediglich  von
Gewerkschaftsfunktionär_innen  aus  verdi  und  GEW  unterstützt,  die  die
Kampagne  ihren  Mitgliedern  gegenüber  als  Feigenblatt  für  Aktionismus
gegen die Inflation nutzen.

Revolut ionäre  müssen  mit  dem  Slogan  einer  europaweiten
Antikrisenkonferenz in  die  Kampagne intervenieren und diese nach links
treiben, bei gleichzeitiger Integration weiterer Gewerkschaftsgliederungen.
In den Gewerkschaften müssen wir erkämpfen, dass diese die Forderungen
von „Genug ist  genug“ nicht  nur dem Papier  unterstützen,  sondern ihre
Betriebsgruppen  aktiv  über  die  Vertrauensleute  mobilisieren.  Unsere
wichtigen Forderungen zur Inflation sind die Einführung Preisdeckeln unter
Arbeiter_innenkontrolle, die gleitende Skala zur Anpassung von Löhnen und
Sozialleistungen an die Inflation, die Öffnungd er Geschäftsbücher und eine
Übergewinnsteuer  sowie  die  Enteignung  der  Energiekonzerne  unter
Arbeiter_innenkontrolle.

Diesen allgemeinen Forderungen müssen sich  für  die  Jugend spezifische
Forderungen anschließen, da Inflation und damit verbundene Krisen sich
Jugendlichen  gegenüber  besonders  hart  und  aussichtslos  zeigen.  Einige
zentrale  Punkte  hierbei  sind:  kostenloses  Mittagessen  an  Schulen  und
Kontrolle von Schüler*innen über Auswahl und Preise des Mensasortimentes,



finanzielle  Unterstützung  von  Jugendlichen  (z.B.  für  Freizeitangebote),
besondere Unterstützung von Familien, der Inflation angepasste und faire
Löhne sowie garantierte Übernahme für Azubis, außerdem die Forderung
nach kostenlosem ÖPNV und einer starken Jugendbewegung, die an der Seite
der Arbeiter_Innen gegen Krieg und Krise kämpft.

Gewerkschaften in der Krise

52. Der DGB fungiert aktuell nicht als Organ des Klassenkampfes, sondern
durch  seine  Politik  der  Sozialpartnerschaft  (kooperativer  Ausgleich  der
Interessen von Kapital und Arbeit) als Stütze der bürgerlichen Herrschaft.
Sowohl  in  der Coronakrise,  in  der Klimakrise,  im Ukraine-Krieg und zur
Inflation nimmt er keine fundamentale Oppositionshaltung zur Politik der
Bundesregierung  ein.  Die  Beteiligung  des  DGB  an  der  „konzentrierten
Aktion“,  in  der  ein  Konsens  mit  Unternehmer_innenverbänden  zur
Bekämpfung der Inflation gefunden werden soll, ist nur ein Ausdruck davon.
Ebenso  die  Tatsache,  dass  der  DGB  seine  historisch  gewachsene
antimilitaristische Haltung gegenüber dem Aufrüstungsvorhaben der Ampel
aufgegeben  hat.  Es  gab  keine  Ablehnung  dessen  von  Seiten  des  DGB,
lediglich  den  müden  Verweis,  dass  die  Aufrüstung  nicht  zulasten  von
Sozialem,  Gesundheit  und  Bildung  finanziert  werden  dürfe.  Auf  hohe
Lohnforderungen wird zugunsten des Sicherung des Wirtschaftsstandortes
Deutschland und aufgrund der angeblichen Gefahr einer „Lohn-Preis-Spirale“
ebenso  verzichtet,  wie  auf  politische  Streiks  angesichts  der  vielfachen
Krisenlagen. Stattdessen gibt es Einmalzahlungen (siehe Abschluss IGBCE
und müde Lippenbekenntnisse gegen den Klimawandel).

5 3 .  D i e s e  s t a a t s t r a g e n d e  H a l t u n g  d e s  D G B  b r i n g t  d i e
Mitgliedsgewerkschaften angesichts  sich  zuspitzender  Krisenlagen in  den
Lebenswelten der Gewerkschaftsmitglieder in eine fundamentale Krise. Viel
zu  lange  hat  sich  der  DGB  als  verlässlicher  Partner  für  das  Kapital
präsentiert,  die  Mitgliedschaft  ruhiggestellt  und dafür  in  wirtschaftlichen
Aufschwungperioden  Tariferhöhungen  für  Kernsektoren  und
Stammbelegschaften  (=  Arbeiter_innenaristokratie)  herausgeholt.  In
Krisenzeiten, in denen es jedoch selbst für die sogenannten Kernsektoren
kaum noch etwas abzuschöpfen gibt, gerät diese Politik in akute Bedrängnis.



Zusätzlich  geraten  die  Gewerkschaftsbürokraten  der  großen  DGB-
Gewerkschaften  durch  kämpferisch  auftretendere  Spartengewerkschaften
unter Druck (siehe Cockpit oder GDL). Als Folge erlebt der DGB aktuell einen
massiven  Mitgliederschwund.  Im Jahr  2021  (aktuellste  Zahlen)  verließen
über 2 Prozent der Gesamtmitgliedschaft ihre jeweiligen Gewerkschaften (am
meisten bei  IG Metall  und verdi).  Gleichzeitig gehen die Rechten immer
aggressiver auf Stimmenfang unter Gewerkschafter_innen, sodass die AfD in
einigen  Betrieben  sogar  bereits  eine  absolute  Mehrheit  unter
Gewerkschaftsmitgliedern  verzeichnen  kann.  Der  Apparat  versucht  sich
deshalb  mit  verzweifelten  und  halbherzig  geführten  „Organizing“-
Kampagnen  zu  erneuern  und  Mitglieder  zu  gewinnen.

54. Dabei braucht es auch über rein tarifliche Forderungen hinausgehende
Forderungen der Gewerkschaften, da die aktuellen Krisen (Corona, Klima,
Krieg,  Inflation)  und  die  Tiefe  mit  der  sie  sich  auf  den  Alltag  von
Lohnabhängigen  auswirken,  die  traditionelle  ökonomistische
Selbstbeschränkung der Gewerkschaften in Frage stellen. Ferner liegen für
die kommenden Tarifauseinandersetzungen von IG-Metall und verdi aktuell
nur Forderungen auf dem Tisch, die knapp über der aktuellen Inflationsrate
liegen. Nach den Verhandlungen sind also Reallohnverluste zu erwarten. Der
kämpferische  Streik  der  Hamburger  Hafenarbeiter_innen  konnte  die
Bürokratie  dagegen zeitweise vor  sich hertreiben und bildete dabei  eine
Ausnahme.  Es  wird  immer  deutlicher,  dass  der  bürokratische
Gewerkschaftsapparat  das  eigentliche  Problem ist,  der,  um seine  eigene
privilegierte Stellung zu erhalten, gewerkschaftliche Kämpfe ausbremst. Was
wir  brauchen  ist  deshalb  kein  Organizing  für  einen  erneuerten
Gewerkschaftsapparat, sondern eine kämpferische Gewerkschaftsopposition,
gestützt  auf  basisdemokratische  Betriebsgruppen,  die  selbst  über
Forderungen und Kampfmittel entscheiden, sowie Wähl- und Abwählbarkeit
von  Delegierte  entsenden.  Verknüpft  werden  muss  dies  mit  einem
gewerkschaftlichen  Aktionsprogramm  des  Klassenkampfes  (statt
Sozialpartnerschaft)  gegen  die  Abwälzung  der  Krisenkosten  und  der
kommenden Rezession auf  die  Beschäftigte.  Die VKG bildet  einen ersten
Ansatzpunkt dafür.



War’s das mit der Linkspartei?

55. Die traurige Lage der Linkspartei ist geprägt von massiven Wahlverlusten
bei der Bundestagswahl. Mit 5 Prozent und über 4 Prozent Stimmverlust ist
sie  noch knapp in  den Bundestag eingezogen.  Ähnlich  schlecht  sind  die
Ergebnisse bei den vergangenen Landtagswahlen. Hauptgrund dafür ist ihre
reformistische  Ausrichtung  und  ihre  falschen  Analyse  des  bürgerlichen
Staates, die es ihr verwehrt einen radikale Kampf gegen die Angriffe der
Regierung zu führen. Zusätzlich ist die Partei durch den inneren Kampf ihrer
Flügel gelähmt.

56.  Kurzzeitige  Hoffnung  machte  die  Proklamation  des  „Heißen  Herbsts
gegen soziale Kälte“, bei dem die Linkspartei in Leipzig ca. 4000 Menschen
mobilisierte.  Diese  Aktion  blieb  jedoch  der  vereinzelte  Höhepunkt  der
„Kampagne“, da die Positionen der jeweiligen Flügel zum Krieg und seinen
Folgen zu unterschiedlich sind, um einen gemeinsamen Kurs vorzuschlagen.
Der  Flügel  der  sogenannten  „Regierungssozialist_innen“  will  dabei  nur
verhalten  Opposition  spielen,  um  sich  weiterhin  als  verlässlicher
Koalitionspartner  zu  präsentieren.  Forderungen  nach  einem  Ende  der
Sanktionen, die ihm von links unter Druck setzen könnten, versucht er dabei
als  „Rechtsoffenheit“  und  „Putinverständnis“  zu  denunzieren.  Der
linkspopulistische  „Aufstehen“-Flügel  um  Sarah  Wagenknecht  versucht
dagegen aktiv Proteste gegen die Inflation zu organisieren. Praktisch scheint
der Flügel dabei zu testen, wie viel Basis er tatsächlich hat, um den Erfolg
eines Bruchs mit der Linkspartei abschätzen zu können. Dabei strebt er eine
Volksfront von Arbeiter_innenklasse und kleineren Unternehmen an, um die
Lasten der Krise abzufedern. Seine Kritik an Sanktionen und der Abwälzung
der Krisenkosten formuliert  er  jedoch nicht  aufgrund von internationaler
Klassensolidarität.  „Aufstehen“  kämpft  für  ein  „sozialeres  Deutschland“,
dessen durch Frieden mit Russland florierende Wirtschaft mehr Spielraum
für Umverteilungspolitik hätte. Die Bewegungslinke will zwar laut eigenen
Aussagen zwar eine Massenbewegung gegen die Regierung aufbauen, traut
sich jedoch nicht die nötige Konfrontation mit anderen Flügeln einzugehen.
Obwohl sie eine Mehrheit im Parteivorstand stellt, hat sie bisher nichts von
ihren eigentlich fortschrittlichen Forderungen umgesetzt. Im Ernstfall haben



ihre Mitglieder bisher auf den Parteitagen mit den Regierungssozialist_innen
gestimmt und damit offenbart, dass sie keinen Kampf um die Partei für ein
sozialistisches und „bewegungsorientiertes“ Programm führen wollen.

57. Die Anzeichen, dass der Wagenknecht-Flügel die Partei verlässt, nehmen
dabei  zu.  Dies  sieht  man an  den  Streitereien  innerhalb  des  Hamburger
Landesverbandes  oder  beispielsweise  dem  Schreiben  des  NRW
Landesvorstandes, bei dem der gesamte Vorstand sich nicht zur Wiederwahl
bereit erklärte und ihre Erklärung zuerst der Presse zuschickte und dann den
eigenen Strukturen. Vertreter wie Dieter Dehm, der zwar nicht 100% dem
Wagenknecht-Flügel  zu  zuordnen  ist,  erklärten  zudem  öffentlich  die
Notwendigkeit einer neuen linken Initiative mit den Worten„Es muss eine
Kraft  antreten,  die  diesem  Abbruchunternehmen  da  drüben  im  Karl-
Liebknecht-Haus  eine  Alternative  entgegensetzt“.  So  kann  es  sein,  dass
gerade  im  Hinblick  auf  die  Europa-Wahl  2024  sich  dieser  Teil  aus  der
Linkspartei verselbständigt um sich dort eigene Posten zu sichern. Sollte der
Flügel rund um Wagenknecht und Populäre Linke die Partei im aktuellen
Zustand verlassen, wird dies die Zersetzungserscheinungen beschleunigen.
Praktisch bedeutet das ein weiteres Schrumpfen der Linkspartei, da schon
jetzt  mehr  und  mehr  Aktivist:innen  durch  die  andauernde  öffentliche
Schlammschlacht  zwischen  Parteiführung  und  Bundestagsfraktion  bei
gleichzeitigen Ausbleiben von Erfolgen demoralisiert sind, von Wähler:innen
ganz zu schweigen.

Der interne Machtkampf ist dabei von der Idee geprägt, dass der „stärkere“
Flügel den anderen in Schach hält, da viele – inbesondere Vertreter:innen
der Bewegungslinken (und M21-Mitglied) wie Christine Buchholz, der Idee
nachhängen, dass eine weitere Spaltung zur Irrelevanz der Partei  führen
würde. Dies stimmt nur bedingt. Hätte es früher eine klare Abtrennung der
populistischen  Politik  gegeben,  verbunden  mit  einem  Rausschmiss
Wagenknechts  hätte  so  eine  Handlungsfähigkeit  der  Partei  unter  einem
positiven Vorzeichen hergestellt werden können. Dies wäre auch jetzt noch
möglich, nur setzt man eher auf Blockaden statt inhaltlicher Diskussion und
gemeinsame  Mobilisierungen  aus  Angst  mehr  Leute  an  das  gegnerische
Lager zu verlieren wie man an der Praxis in Leipzig sehen konnte. Dort



iniitierte Sören Pellmann (einer der drei Gründe warum die Linke überhaupt
noch im Bundestag ist) Anfang September einen Protest gegen die Inflation,
nur  um  im  Oktober  bei  der  Aktion  organisiert  von  Juliane  Nagel  und
Katharina König-Preuss nicht reden zu dürfen.

Klimabewegung in der Sackgasse

58.  In  den  letzten  Jahren  gab  es  gewaltige  internationale  Proteste  der
Klimabewegung.  Trotzdem  wurden  keine  relevanten  politischen
Verbesserungen erreicht. Der Ausstoß von Treibhausgasen hat sich sogar
erhöht (abgesehen von dem Lockdownjahr 2020). Folglich befindet sich die
Klimabewegung in  einer  Sackgasse.  Alle  bisher  angewandeten Methoden
waren anscheinend unzureichend, um etwas zu verändern. NGO´s und die
Grünen  haben  sich  spätestens  seit  dem  Kohleverlängerungsgesetz  als
unfähig  gezeigt  wirklich  etwas  für  das  Klima  zu  tun.  Die  freitäglichen
Schulstreiks von FFF gibt es schon lange nicht mehr, die Aktionstage werden
immer  kleiner.  Auch  die  Waldbesetzungen  haben  sich  als  symbolische
Aktionen  einer  scheinradikalen  Minderheit  ohne  größere  Bedeutung
entpuppt.  Das  Gleiche  gilt  im Grunde genommen für  das  Bündnis  Ende
Gelände, welches nicht über ein reformistisches Programm und symbolisches
Eventhopping hinausging. Die Aktionen von „die letzte Generation“ oder XR
konnten nur Arbeiter_Innen ärgern, die zur Arbeit wollten, nicht jedoch die
Regierungen zum Umdenken bewegen. Keine der genannten Bewegungen
und Organisationen hat eine Verbindung zur Arbeiter_Innenklasse gesucht,
obwohl ihre Streikmacht alleine Druck auf Regierung und Kapital ausüben
kann.  Zum  Teil  wurde  ein  Schulterschluss  zur  Klasse  sogar  abgelehnt,
obwohl er sich aufgedrängt hat, wie z.B. rund um die Ende Gelände Proteste
in Hamburg,  die  parallel  zu dem beeindruckenden Streik  im Hamburger
Hafen stattfanden.

59. Die Ampelkoalition, bürgerliche Medien und Teile der kleinbürgerlich
geprägten  Umweltbewegungen  nutzen  den  Ukrainekrieg  und  die
Wirtschaftskrise als Grund, um Investitionen in grüne Technologien, Green
New Deal und Umweltfragen in den Hintergrund zu schieben. Während es
massive  Investitionen  in  Aufrüstung  und  zur  Unterstützung  von
Unternehmen  gibt,  wird  uns  weisgemacht,  diese  Depriorisierung  von



Klimafragen wäre alternativlos, weil andere Krisen im Vordergrund stünden.
So kommt es, dass Atomkraft wieder im Gespräch ist und Kohlekraftwerke
länger  laufen  sollen,  als  bisher  geplant,  während  ein  Aufschrei  der
Klimabewegung  und  große  Mobilisierungen  ausbleiben.  Teile  der
Umweltbewegung gehen auch so weit, den Kurs der Regierung nicht nur
passiv  mitzutragen,  sondern  den  Krieg  des  Westens  gegen  Russland  zu
unterstützen und ihn als Chance eines Ausstieges aus fossilen Brennstoffen
zu sehen (z.B. in Teilen von FFF). Das Dogma von Luise Neubauer: „Wir
haben eben Krieg,  dann gibt  es  halt  eine unpopuläre Politik“,  setzt  sich
durch.

Radikale Linke und Klimabewegung

60. Das Mobilisierungspotenzial  der radikalen Linken stagniert weiterhin.
Hauptgrund  dafür  ist  die  Abwesenheit  von  klaren  Positionen  (oder  gar
Kampagnen)  zu  den  drängenden  Fragen  der  Zeit:  Ob  Corona-Krise,
Klimakrise,  Krieg,  Rassismus,  Inflation  oder  Frauenbefreiung.  Eine
Hauptursache stellt dabei die Führungskrise der Arbeiter_innenklasse und
ihre Abwesenheit als ein in den Verlauf der Geschichte eingreifendes Subjekt
dar. Vorherrschende reformistische oder postmoderne Ansätze bieten keine
Antworten auf die drängenden Krisen und machen die Gruppen der radikalen
Linken unfähig, über isolierte Großmobilisierungen hinaus eine Bewegung
aufzubauen (siehe Black Lives Matter, EG, Frauen*streik, …).

61.  Die  Interventionistische  Linke  steckt  als  größte  „linksradikale“
Organisation in einer tiefen Krise (3 Ortsgruppen sind ausgetreten), die auf
andere sich an ihr orientierende kleinere Gruppen abfärbt. Ihr pluralistisches
Aufbaukonzept  und  ihre  Taktik  der  „breiten  zivilgesellschaftlichen
Bündnisse“ scheinen angesichts der aktuellen Herausforderungen nicht mehr
zeitgemäß und unfähig, praktisch in das Geschehen einzugreifen. Ferner hat
sich ihre politische Erwartung der Herausbildung eines weltumspannenden
Empires  (siehe  Antonio  Negri)  angesichts  der  Blockbildung,  der
Deglobalisierungstendenz  und  verschärfter  bürgerlicher  Angriffe  nicht
bewahrheitet, was die Organisation auch in eine programmatisch-politische
Bedrängnis gebracht hat.



62. Das traditionell-stalinistische Milieu (SDAJ, DKP, MLPD) wurde empirisch
in seiner Proklamation der friedliebenden Ambitionen Putins widerlegt (DKP-
Slogan  im  Januar  2022:  „Denkst  du  der  Russe  will  Krieg?“)  und  hat
Schwierigkeiten  angesichts  der  neuen  globalen  Kräftekonstellation  eine
Position herauszubilden. Die Kommunismuskonferenz der Kommunistischen
Organisation blieb mit 200 Teilnehmer_innen hinter den Erwartungen einen
Umgruppierungsprozess anzustoßen zurück, sollte jedoch weiter beobachtet
w e r d e n .  D i e  t r a d i t i o n e l l  m a o i s t i s c h  a u s g e r i c h t e t e n
Migrant_innenorganisationen  haben  noch  wie  vor  eine  große
Mobilisierungskraft  in  den  jeweiligen  Diaspora-Communities.  Sie  stehen
jedoch  vor  dem Problem,  dass  gerade  das  Bewusstsein  von  Jugendliche
stärker durch ihre Klassenlage und die damit verknüpfen Alltagsprobleme
bestimmt wird, als die Diasporapolitik der Organisationen ihrer Eltern.

63. Positiv zeichnet sich ab, dass die Forderung nach Vergesellschaftung von
Unternehmen  an  Popularität  gewonnen  hat  (siehe:  800  Menschen  bei
Vergesellschaftungskonferenz).  Der  erfolgreiche  Volksentscheidung  von
„Deutsche  Wohnen  und  Co.  enteignen“  in  Berlin  hat  sicherlich  dazu
beigetragen  und  zeigt  zugleich  dessen  Probleme  auf.  So  gilt  es  in  der
kommenden Konferenzperiode einen ideologischen Kampf um die Frage zu
führen, ob diese Vergesellschaftung über Art. 15 des Grundgesetzes vor dem
Gericht erstritten oder über politische Streiks in den betreffenden Betrieben
durchgesetzt  werden  muss.  Ebenso,  ob  die  Kontrolle  über  die
Vergesellschaftung in der Hand einer „Anstalt öffentlichen Rechts“ oder den
Beschäftigten  liegt.  Die  Forderung  nach  einer  Vergesellschaftung  des
Energiesektors gewinnt aktuell  in der Klimabewegung an Popularität und
bildet  ein  vielversprechendes  Bindeglied  zur  Antikrisen-  bzw.  Anti-
Inflationsbewegung.

Lage der Jugend in Deutschland

64. Die Inflationsrate ist für Jugendliche bis zu 4 mal höher. Jugendliche
haben in den meisten Fällen kein oder nur ein sehr geringes Einkommen.
Bereits im Zuge der Pandemie haben viele ihre Nebenjobs verloren oder
werden sie Blick auf die zu erwartende Rezession verlieren. Gleichzeitig sind
die Preise von Waren, die verstärkt von Jugendlichen konsumiert werden,



besonders  stark  angestiegen.  Beispielsweise  sind  die  Preise  für  linierte
Blöcke (brauch man in der Schule) um 13% angestiegen. Viele können sich
das Mensaessen nicht mehr leisten oder müssen auf Brötchen mit Ketchup
zurückgreifen. Da neben sinkenden Einkommen und teureren Konsumgütern
ebenso  Mieten  und  Nebenkosten  drastisch  angestiegen  sind,  werden
Jugendliche  in  Deutschland  in  der  kommenden  Konferenzperiode  noch
stärker  an  den  elterlichen  Haushalt  gebunden  bleiben.

65.  Dies trifft  noch stärker auf  migrantisierte Jugendliche zu,  die zudem
teilweise in prekären und repressiven Familienstrukturen gezwungen sind,
die  eigene  Familie  noch  finanziell  durch  Nebenjobbing  zu  unterstützen.
Polizeigewalt  ist  ferner  weiterhin  ein  Thema,  was  nicht  aus  den  Leben
migrantisierter Jugendlicher wegzudenken ist. Allein im August 2022 haben
rassistische  Polizist_innen  sogar  4  migrantisierte  Menschen  erschossen.
Jugendliche  mit  russischem Migrationshintergrund werden  in  der  Schule
oder in Peergroups verstärkt bloßgestellt und in Rechtfertigungsdruck für
einen Krieg gebracht, für den sie nichts können.

66. Schüler_innen werden angesichts der geplanten Bildungskürzungen in
einigen Bundesländern besonders am Anwachsen der Klassengrößen sowie
am Ausfall von Unterricht bei gleichbleibenden Leistungserwartungen durch
den Lehrer_innenmangel zu leiden haben. Ferner ist zu erwarten, dass die
Schulen  im  Winter  von  einer  erneuten  Covid-Welle  erfasst  werden,  zur
starken Belastung für die Jugendlichen und ihre Familien werden wird. Dabei
ist Long-Covid eine Folgeerkrankung auf eine Covid-Infektion von der viele
Jugendliche betroffen sind, auf die in der Schule aber keinerlei Rücksicht
genommen wird.

67. Auch die Einkommen von Azubis und Studierenden werden weiter durch
d i e  I n f l a t i o n  s c h r u m p f e n ,  d a  w e d e r  B A f ö G  n o c h
Mindestauszubildendenvergütung  an  die  Inflation  angepasst  werden.
Gleichzeitig werden sie beim Berufseinstieg mehr Schwierigkeiten haben, da
Unternehmen mit Blick auf eine Rezession weniger Menschen einstellen oder
geringere Löhne zahlen. Für Azubis sinken dabei die Übernahmechancen
massiv ab.



68.  All  dies  hat  erhebliche  Auswirkungen  auf  das  Bewusstsein  von
Jugendlichen.  Politisierte  Jugendliche  aus  der  Generation  Z  und  jünger
kennen eigentlich  keine  Welt  mehr  ohne existenzbedrohende Krisen und
wurden  zwischen  Klimakrise,  Corona-Krise,  Ukrainekrieg  und
Wirtschaftskrisen  sozial is iert .  Laut  einer  Studie  des  Forsa
Meinungsforschungsinstituts haben 72 Prozent der unter 30 Jährigen große
Angst vor der Inflation. Damit sind sie die Altersgruppe, der die Inflation die
meisten  Sorgen  bereitet.  Die  Coronapandemie  bereitet  laut  der  Studie
dagegen  nur  30% Sorgen,  was  vermutlich  an  einer  Gewöhnung  an  den
Krisenzustand sowie der Angst vor weiteren Schulschließungen liegt. Der
Ukraine-Krieg  und  die  Klimakrise  bereiten  jeweils  50  %  der  befragten
Jugendlichen Sorgen. Über 50 % lehnen jedoch eine stärkere Einmischung
Deutschlands in  den Krieg ab.  Wachsende Ängste,  Einschnitte  durch die
Coronapandemie, eine verschärfte Konkurrenz um Arbeitsplätze, Schulnoten
und soziales Prestige sowie gestiegene Leistungserwartungen verursachen
einen Anstieg von psychischen Erkrankungen bei Jugendlichen um über 20
Prozent.  In  dieser  dauerhaft  krisenhaften  und  oft  hoffnungs-  und
perspektivlosen Lage gilt es, Perspektiven aufzuzeigen und Antworten auf
bestehende  Probleme  und  Krisen  zu  bieten,  auch  solche,  die  sofortige
Verbesserung der Lage bewirken.

Die Weltlage und Aufgaben der
Arbeiter_Innenklasse
Jaqueline Katherina Singh

In  den vergangenen zwei  Jahren sah sich  die  Welt  mit  einer  Reihe von
miteinander  verknüpften  Krisen  konfrontiert.  An  erster  Stelle  steht  eine
weltweite  Gesundheitskrise.  Covid-19  hat  die  Regierungen  und
Gesundheitssysteme überrascht,  obwohl  Epidemiolog_Innen und die WHO
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vor  einer  wahrscheinlichen  zweiten  SARS-Epidemie  gewarnt  und  die
Gewerkschaften des Gesundheitspersonals darauf hingewiesen hatten, dass
ihre  Krankenhäuser  und  Kliniken  für  eine  solche  nicht  gerüstet  sind.
Covid-19 hat weltweit mehr als fünf Millionen Todesopfer gefordert, wütet
mit seinen Delta- und Omikron-Varianten immer noch – und bricht in Ländern
wieder aus, die überzeugt waren, die Krankheit unter Kontrolle zu haben und
ihre Wirtschaft wieder in Gang zu bringen.

Die Schlagzeilen der letzten beiden Jahre beherrschten aber auch die sich
häufenden extremen Wetterereignisse – Überschwemmungen, Waldbrände,
Dürren  -,  die  rund  um  den  Globus  wüten  und  die  Aussicht  auf  einen
katastrophalen Klimawandel unbestreitbar machen. Im krassen Gegensatz zu
den Gefahren  endete  der  Weltklimagipfel  einmal  mehr  im –  Nichts.  Die
wichtigsten Staaten blockierten jede feste Verpflichtung zur Reduzierung von
CO2-Emissionen. Wieder einmal wurden die halbkolonialen Länder, vor allem
in den bereits stark geschädigten Tropenzonen, um die Milliarden betrogen,
die sie zur Bekämpfung der Auswirkungen benötigen. Stattdessen wurden
ihnen weitere Kredite angeboten.

Im Jahr 2020 verursachte Covid den stärksten Einbruch der Weltwirtschaft
seit den 1930er Jahren. Auch wenn die globale Ökonomie schon davor im
Niedergang war, so synchronisiert die Pandemie die Rezession und diese
prägt  auch  den  Verlauf  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  die
Maßnahmen  der  Regierungen.  Die  Lockdowns  zwangen  die  großen
imperialistischen  Staaten,  mit  den  neoliberalen  Dogmen  über  die
Staatsausgaben zu brechen. Die Zinssätze, die jahrelang bei null lagen, um
die zur Stagnation neigenden Volkswirtschaften anzukurbeln, erlaubten es
den  Staaten  nun,  Billionen  zu  leihen  und  in  den  imperialistischen
Kernländern die Auswirkungen der Krise auf die Massen abzumildern. Die
Unterbrechung der Versorgungsketten, der Weltmärkte und die wiederholten
Aussperrungen haben enorme Verluste verursacht, auch wenn deren volles
Ausmaß erst nach Beendigung der Pandemie deutlich werden wird. Auch
wenn in einigen Ländern ein kurzfristiger Konsumboom möglich sein mag,
wenn  sich  die  Wirtschaften  etwas  erholen,  so  wird  dieser  eher  einem
Strohfeuer denn einer ernsten Erholung gleichkommen.



Ökonomische Auswirkungen
Mit Beginn der Pandemie stand ab Ende Februar 2020 die Wirtschaft still
und  internationale  Produktionsketten  lagen  brach.  Viele  bürgerliche
Forschungsinstitute und Konjunkturprognosen übten sich trotzdem in den
letzten  beiden  Jahren  in  Sachen  Optimismus.  In  Vorhersagen  wurde  
festgehalten, dass die Erholung schnell  erfolgen und munter weitergehen
wird – schließlich sei die Pandemie nur ein externer Faktor.

Die ganze Realität bildet das allerdings nicht ab. Nach dem Einbruch der
weltweiten Wirtschaftsleistung 2020 um 3,2 % folgte in diesem Jahr zwar
eine Erholung. In seinem vierteljährlichen Bericht ging der IWF im April
2021 noch von einer Steigerung der globalen Wirtschaftsleistung von 6,4 %
aus – und musste diese Prognose nur um 0,4 % nach unten korrigieren.
Begründet  wurden  die  optimistischen  Prognosen  mit  dem  Beginn  der
Impfungen, der damit verbundenen Erwartung eines Endes der Pandemie
sowie den Konjunkturpaketen.

So ist es auch kein Wunder, dass vor allem die imperialistischen Zentren
Erholung verzeichnen, während die Länder, die sich weder Impfstoff noch
Konjunkturpakete leisten können, zurückbleiben. Genauer betrachtet ist das
Wachstum in den imperialistischen Zentren jedoch langsamer als erhofft und
begleitet von Inflation. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der Stillstand der
Handels- und Produktionsketten hat einen länger anhaltenden Einfluss, wie
man  beispielsweise  an  der  Halbleiterproduktion  betrachten  kann.  Hinzu
kommen gestiegene Energie- und Rohstoffpreise. So meldete das deutsche
statistische Bundesamt, dass die Erzeugerpreise im September 2021 um 14,2
% im Vergleich zum Vorjahr nach oben gingen – die stärkste Steigerung seit
der Ölkrise 1974. Die Energiekosten sind laut Bundesamt zusätzlich um 20,4
% teurer geworden. Auch Arbeitskräftemangel in bestimmten Sektoren sowie
Inflation  verlangsamen  das  Wachstum.  Zentral  sind  aber  niedrige
Investitionsraten,  die  zwar  durch  die  massiven  Konjunkturpakete
angekurbelt  werden,  aber  vor  allem  im  privaten  Sektor  gering  ausfallen.

Ebenso darf bei der Betrachtung nicht vergessen werden, dass die Folgen
der Finanzkrise 2007/08 noch längst nicht ausgelöffelt sind. Vielmehr hat



sich  die  internationale  Schuldenlast  massiv  erhöht  und  auch  die
Niedrigzinspolitik  lief  die  letzte  Dekade  munter  weiter.

Letztlich erfordern kapitalistische Krisen eine Vernichtung überschüssigen
Kapitals. In der Rezession 2009 fand diese jedoch nicht annähernd in dem
Maße statt, das notwendig gewesen wäre, um einen neuen Aufschwung der
Weltökonomie  zu  ermöglichen.  Staatdessen  war  das  letzte  Jahrzehnt
weitgehend  eines  der  Stagnation.

Die Politik des billigen Geldes in den imperialistischen Zentren verhinderte
dabei  nicht  nur die  Vernichtung überschüssigen Kapitals,  sondern führte
auch zu einem massiven Anstieg der öffentlichen wie privaten Schuldenlast;
neue  spekulative  Blasen  bildeten  sich.  Die  Coronamaßnahmen  vieler
imperialistischer Regierungen haben diese Lage noch einmal befeuert. So
wurden zwar befürchtete große Pleiten vorerst verhindert – gleichzeitig gilt
ein bedeutender Teil der Unternehmen mittlerweile als „Zombiefirmen“, also
Betriebe,  die selbst  wenn sie Gewinn machen,  ihre Schulden nicht mehr
decken können und eigentlich nur künstlich am Leben erhalten werden.

Hinzu  kommen  weitere  Faktoren,  die  deutlich  machen,  dass  in  den
kommenden  Jahren  mit  keiner  Erholung  der  Weltwirtschaft,  sondern
allenfalls mit konjunkturellen Strohfeuern zu rechnen ist. Erstens fällt China
anders als nach 2008 als Motor der Weltwirtschaft aus. Zweitens verschärfen
zunehmende  Blockbildung  wie  auch  Fortdauer  der  Pandemie  die
wirtschaftliche  Lage  selbst  und  können  nicht  nur  als  vorübergehende
Faktoren betrachtet  werden.  Drittens reißt  die  aktuelle  Lage schon jetzt
wichtige Halbkolonien in die Krise. Ländern wie Argentinien, der Türkei oder
Südafrika drohen Insolvenz und Zusammenbruch ihre Währungen.  Indien
und Pakistan befinden sich ebenfalls ganz oben auf der Liste von Ländern,
die IWF und Weltbank als extrem krisengefährdet betrachten.

Zusammengefasst  heißt das:  Die Folgen der Finanzkrise 2007/08 wurden
noch abgefedert. Jetzt erleben wir eine erneute Krise von größerem Ausmaß,
die diesmal fast alle Länder gleichzeitig erfasst.  Doch der Spielraum der
herrschenden Klasse ist dieses Mal geringer.



Auswirkungen auf das Weltgefüge
Somit ist klar, dass die Coronapandemie und ihre Folgen die Welt noch für
einige Zeit in Schach halten werden. Nicht nur, weil wir mit Mutationen
rechnen müssen, gegen die die Impfstoffe unwirksamer sind, sondern die
Pandemie ist längst kein „externer“ Faktor mehr, sondern ihrerseits eng mit
den globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und deren politischen Folgen
verwoben.  Ein  einfaches  Zurück  zur  „Vor  Corona“-Zeit  ist  somit  nicht
möglich.

Bereits vorher war die internationale Lage zwischen den imperialistischen
Kräften angespannt. Der  Handelskrieg zwischen USA und China bestimmt
zwar nicht mehr die Schlagzeilen in den Zeitungen, aber die aktuelle Krise
verschärft die innerimperialistische Konkurrenz erneut auf allen Ebenen. Die
massive  Überakkumulation  an  Kapital  spitzt  nicht  nur  die  ökonomische
Konkurrenz zu,  sondern  wird auch das Feuer der innerimperialistischen
politischen Querelen weiter anfachen. Schließlich will niemand die Kraft sein,
auf deren Kosten die anderen ihr Kapital  retten. Praktisch bedeutet das:
weitere harte Handels- und Wirtschaftskonflikte, zunehmende ökonomische
Tendenz zur Blockbildung und Kampf um die Kontrolle etablierter oder neuer
halbkolonialer Wirtschaftsräume. Die USA und China, aber auch Deutschland
und die EU verfolgen dies mit zunehmender Konsequenz.

Dies hat nicht nur ökonomische, sondern auch politische Folgen, darunter die
zunehmende  Militarisierung  sowie  eine  weitere  Eskalation  kriegerischer
Auseinandersetzungen.  Hinzu kommt,  dass  die  Pandemie den Trend zum
Nationalprotektionismus verschärft hat und ein widersprüchliches Moment in
sich trägt. Wie wir an Lieferengpässen sehen, sind die Produktionsketten
mittlerweile extrem verschränkt. Ein einfaches Entflechten gemäß dem Ideal,
„alles was man braucht“, im eigenen Staat zu produzieren, ist schlichtweg
nicht möglich. Dennoch kann es infolge von vermehrten ökonomischen und
politischen  Konflikten  zur  Erhebung  weiterer  Zölle,  wechselseitigen
Sanktionen  etc.  kommen.  Auch  wenn  dies  die  Weltwirtschaft  selbst  in
Mitleidenschaft  ziehen  wird,  so  werden  solche  Konflikte  zunehmen.  Das
Kräftemessen  kann  zugleich  auch  deutlich  machen,  welche  Länder  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen  Kette  bilden,  und  seinerseits



innere Konflikte zuspitzen und ganze Staaten destabilisieren.

Die Aussichten sind also nicht besonders rosig. Schon das letzte Jahrzehnt
war  von  einer  Zunahme  autoritärer,  rechtspopulistischer  und
bonapartistischer Tendenzen geprägt, die sich unter dem gesellschaftlichen
Ausnahmezustand  der  Pandemie  verschärft  haben.  Um  in  kommenden
Auseinandersetzungen mögliche Proteste in Schach zu halten, ist damit zu
rechnen, dass wir eine Verstärkung von Rechtspopulismus, Autoritarismus,
Bonapartismus erleben werden.

Angesichts diese krisenhaften Lage erheben sich zentrale Fragen: Wer wird
zur Kasse gebeten, um die Rettungs- und Konjunkturpakete zu finanzieren?
Wer wird die Kosten der Krise zahlen? Welche Klasse prägt die zukünftige
Entwicklung?

Bedeutung für die Arbeiter_Innenklasse
Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig. Nicht die Herrschenden wollen
den Kopf hinhalten und so werden die bürgerlichen Regierungen natürlich
versuchen,  die  Last  vor  allem auf  die  Arbeiter_Innenklasse,  die  Bauern-
/Bäuerinnenschaft und die Mittelschichten abzuwälzen, wie dies im Grunde
schon während der Coronakrise der Fall  war. Fast überall  arbeiteten die
jeweiligen Gesundheitssysteme an ihren Grenzen und Gewalt, insbesondere
gegen  Frauen,  hat  gesamtgesellschaftlich  stark  zugenommen.  Allein  die
unmittelbaren Folgen des Stillstands wie Massenentlassungen, Verelendung
und massiver Zuwachs an Armut sind global schnell sichtbar geworden. So
erwartet  der  Internationale  Währungsfonds,  dass  die  Pandemie  den
Fortschritt in der Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren
annulliert sowie die Ungleichheit weiter verstärkt.

Die  größten  Auswirkungen  sind  in  Ländern  mit  niedrigen  und  mittleren
Einkommen zu verzeichnen. Dort beträgt deren Verlust mehr als 15 Prozent.
Genau diese Länder haben zudem die  schwächsten Sozialsysteme.  Hinzu
kommt die steigende Inflation, die die Lebenshaltungskosten in Ländern wie
der Türkei oder dem Libanon und vielen anderen in die Höhe treibt. Das
Festhalten  der  imperialistischen  Länder  an  den  Patenten  zugunsten  der



Profite sorgt dafür, dass die Lage sich nicht in absehbarer Zeit verbessern
wird.

Nicht allzu viel besser sieht die Situation in den imperialistischen Zentren
aus. Auch hier gab es zahlreiche Entlassungen. So hatten die USA 2020 ihr
historisches  Hoch.  Die  Konjunkturpakete  oder  Hilfen  wie  das
Kurzarbeiter_Innengeld in Deutschland federn zwar die Auswirkungen der
Krise ab, aber auch hier ist die Inflation deutlich in der Tasche zu spüren.

Was kommt?
Aufgrund  des  konjunkturellen  Aufschwungs  in  den  USA und  in  etlichen
europäischen Staaten werden die kurzfristigen Auswirkungen hier andere
sein als für große Teile der Massen in den Halbkolonien. Letztere werden von
einer  Dauerkrise  der  Wirtschaft,  der  Pandemie  und  auch  ökologischen
Katastrophen geprägt sein. Das heißt, dass in den halbkolonialen Ländern
der Kampf für ein Sofortprogramm gegen die akute Krise und Pandemie eine
zentrale  Rolle  spielen  wird,  das  die  verschiedenen  ökonomischen  und
sozialen Aspekte umfasst. Grundsätzlich können wir davon ausgehen, dass
der Klassenkampf in diesen Ländern aufgrund der zugespitzten sozialen und
politischen Lage eine weit explosivere Form annehmen wird.

Die Extraprofite des imperialistischen Kapitals in den Metropolen sowie der
aktuelle konjunkturelle Aufschwung in etlichen Ländern erlauben in diesen
Staaten  mehr  Spielraum  für  gewerkschaft l iche  und  soziale
Umverteilungskämpfe.  Ebenso kann es sein,  dass teilweise reformistische
oder  linkspopulistische  Kräfte  an  Aufwind  gewinnen.  Schließlich  hat  die
Gesundheitskrise  in  den  Augen  von  Millionen  verdeutlicht,  dass  massive
Investitionen, Verstaatlichungen und Neueinstellungen in diesem Bereich wie
auch in anderen Sektoren nötig sind (Wohnung, Verkehr … ). Bürgerliche wie
reformistische Kräfte  versuchen,  dem verbal  entgegenzukommen und die
Spitze zu nehmen. So beinhalten das Programm Bidens wie auch der Green
Deal der EU Versprechen, die ökologischen Probleme zu lösen und soziale
Ungleichheit  zu  reduzieren.  In  der  Realität  werden  sich  diese
Reformversprechen  als  Quadratur  des  Kreises  entpuppen.



In Wirklichkeit sind es Programme zur Erneuerung des Kapitals, nicht der
Gesellschaft. Der Arbeiter_Innenklasse und den Unterdrückten wird nichts
geschenkt,  schon  gar  nicht  in  der  Situation  zunehmenden  Wettbewerbs.
Während die wirtschaftliche Lage in den imperialistischen Ländern jedoch
kurzfristig einen gewissen Verteilungsspielraum eröffnen kann, der von der
Arbeiter_Innenklasse  genutzt  werden  muss,  besteht  dieser  in  den
halbkolonialen Ländern praktisch nicht. Dort können und werden sich selbst
Kämpfe um soziale,  ökonomische und demokratische Verbesserungen viel
rascher zum Kampf um die politische Macht zuspitzen, wie z. B. der Sudan
zeigt.

Auch  wenn  die  Situation  in  imperialistischen  Ländern  und  Halbkolonien
bedeutende Unterschiede birgt, so sind alle wichtigen Auseinandersetzungen
unserer Zeit – der Kampf gegen die Pandemie, die drohende ökologische
Katastrophe,   die  Folgen  der  Wirtschaftskrise  und  die  zunehmende
Kriegsgefahr – Fragen des internationalen Klassenkampfes. Sie können auf
nationaler Ebene letztlich nicht gelöst werden.

Wo aber beginnen?
Zuerst ist es wichtig zu verstehen, dass die verschlechterte Situation der
arbeitenden Klasse nicht automatisch Proteste mit sich bringt. Diese gibt es
zwar,  ebenso  wie  Streiks  und  Aufstände,  jedoch  sind  sie  erstmal  nur
Ausdruck der spontanen Unzufriedenheit der Massen. Zu glauben, dass aus
ihnen mehr erwachsen muss oder sie von alleine zu einer grundlegenden
Lösung  führen  werden,  ist  falsch,  ein  passiver  Automatismus.  Streiks
befördern natürlich das Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse, dass sie sich
kollektiv zusammenschließen muss, um höhere Löhne zu erkämpfen. Nicht
mehr und nicht weniger. Ihr spontanes Bewusstsein im ökonomischen Kampf
ist jedoch selbst noch eine Form bürgerlichen Bewusstseins, weil es auf dem
Boden  des  Lohnarbeitsverhältnisses  steht.  Es  stellt  insbesondere  in
Friedenszeiten nicht das kapitalistische System in Frage, sondern fordert
erstmal  nur  mehr  Lohn  ein.  Ähnliches  gilt  für  Proteste  beispielsweise
aufgrund von Hunger. Beide – Streiks und spontane Proteste – tragen jedoch
in sich das Potenzial, zu mehr zu werden. Allerdings nur, wenn es geschafft



werden kann, die Grundlage der Misere aufzuzeigen, zu vermitteln, dass die
Spontaneität der Proteste noch nicht automatisch die Lösung bringt, sondern
es einen organisierten Umsturz braucht, um dieses System erfolgreich zu
zerschlagen.  Es  ist  Aufgabe  von  Revolutionär_Innen,  dieses  Verständnis,
dieses  Bewusstsein  in  die  Klasse  zu  tragen  und  die  dazu  notwendigen
Schritte zu vermitteln. Dies ist jedoch leichter geschrieben als getan, denn
ein Blick auf die aktuelle Lage zeigt, dass es viele Widerstände gibt, die man
zu überwinden wissen muss.

Kämpfe und Kontrolle
Das heißt, dass man in die existierenden Kämpfe intervenieren und diese
zuspitzen muss.  Beispielsweise  durch Forderungen,  die  weiter  gehen als
jene,  die  bereits  aufgeworfen  werden.  Es  reicht  nicht,  nur  kommende
Angriffe  abzuwehren,  vielmehr  müssen  die  Abwehrkämpfe  mit  dem Ziel
geführt  werden,  konkrete  Verbesserungen  zu  erkämpfen,  und  dabei
aufzeigen,  was  für  eine  andere  Welt  möglich  wäre.  Denn  der  Illusion
anzuhängen,  dass es irgendwann genauso wie vor der Pandemie werden
kann, ist eine Illusion, wie die obige Diskussion der Weltlage aufzeigt. Zudem
war dieser Zustand eh nur für einen sehr geringen Teil der Weltbevölkerung
annehmbar.  Beispielsweise  kann  das  dafür  notwendige  Bewusstsein
folgendermaßen  vermittelt  werden:

In  Zeiten  permanenter  Preissteigerungen  geraten  selbst  erfolgreiche
Lohnkämpfe an ihre Grenzen. Die Forderung nach höheren Löhnen muss
daher  mit  der  nach  automatischer  Anpassung  an  die  Preissteigerung
verbunden  werden.  Da  zur  Zeit  die  Preise  für  die  Konsumgüter  der
Arbeiter_Innenklasse (Mieten, Heizung, Lebensmittel) stärker steigen, als es
die  statistische  Inflationsrate  zum  Ausdruck  bringt,  sollte  durch  die
Gewerkschaften  und  Verbraucher_Innenkomitees  ein  Index  für  die  reale
Steigerung der Lebenshaltungskosten erstellt und immer wieder aktualisiert
werden.  An  diesen  sollten  die  Löhne  und  Gehälter  angeglichen  werden.
Damit dies auch wirklich passiert, sollten wir uns nicht auf den Staat (und
schon gar nicht auf die Ehrlichkeit der Unternehmen) verlassen, sondern
müssen  dazu  betriebliche  Kontrollkomitees  –  also  Formen  der



Arbeiter_Innenkontrolle  –  etablieren.

So kann ein konkretes Problem – die Steigerung der Lebenshaltungskosten –
für die gesamt Klasse angegangen und mit dem Aufbau von Organen der
Arbeiter_Innenkontrolle,  also  der  betrieblichen  Gegenmacht,  verbunden
werden.

Ähnliches lässt sich auch für andere Bereiche zeigen. Die Forderung nach
massiven Investitionen in den Gesundheitssektor stellt sich weltweit. Dies
muss  durch  Besteuerung  der  Reichen  passieren  unter  Kontrolle  der
Arbeiter_Innen selber. Hier bedarf es neben einer Erhöhung der Löhne auch
einer enormen Aufstockung des Personals, um Entlastung zu schaffen.

Hinzu kommt, dass die Arbeit  im gesamten Care-Sektor oftmals geringer
vergütet wird, da dieser nicht im gleichen Maße Mehrwert produziert – und
somit nicht auf gleicher Ebene rentabel ist. Das ist nur einer der Gründe,
warum  es  entscheidend  ist,  dass  die  Investitionen  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten stattfinden. Sie können aufgrund ihrer Berufsqualifikation und
-erfahrung wesentlich besser entscheiden, wo Mängel im Joballtag bestehen,
und  hegen  zeitgleich  kein  materielles  Interesse  daran,  dass  der
Gesundheitssektor  so  strukturiert  ist,  dass  er  Profite  abwirft.  Zentral  ist
allerdings  beim Punkt  Kontrolle,  dass  sie  nicht  einfach  so  herbeigeführt
werden kann. Damit dies nicht nur schöne Worte auf Papier bleiben, sondern
sie  Realität  werden kann,  bedarf  es  Auseinandersetzungen innerhalb der
Betriebe, bei denen sich Streik- und Aktionskomitees gründen. Diese stellen
Keimformen  von  Doppelmachtorganen  dar,  die  den  Weg  zur
Arbeiter_Innenkontrolle ebnen. Nur so kann die nötige Erfahrung gesammelt
werden sowie sich das Bewusstsein entwickeln, dass die existierende Arbeit
kollektiv auf die Arbeitenden aufgeteilt werden kann.

Ebenso müssen wir  dafür  einstehen,  dass  die  Patente  für  die  Impfstoffe
abgeschafft werden. Es wird deutlich, dass das Vorenthalten nicht nur aktiv
dafür sorgt, dass Menschen in Halbkolonien an dem Coronavirus sterben,
sondern auch durch die Auswirkungen auf die Wirtschaft stärker verarmen.
Ausreichend allein ist dies natürlich nicht. Die Freigabe der Patente muss mit
der  kostenlosen  Übergabe  von  Wissen  und  den  nötigen  technischen



Ressourcen verbunden werden – ein kleiner Schritt, der dafür sorgt, dass die
stetige Abhängigkeit von den imperialistischen Ländern sich an diesem Punkt
nicht  weiter  verfestigt.  Nur  so  kann  die  Grundlage  geschaffen  werden,
etwaige Mutationen des Virus zu verringern.  Falls  diese doch entstehen,
erlaubt  es  schnelles  Handeln  bei  der  Produktion  notwendiger  neuer
Impfstoffe. Auch dies kann nur geschehen, wenn nicht die Profitinteressen
der imperialistischen Länder und Pharmaindustrie vorrangig bedient werden.
Deswegen  müssen  auch  hier  die  Konzerne  enteignet  und  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  gestellt  werden.

Doch so einfach ist es nicht …
Dies sind Forderungen, die weltweit ihre Relevanz haben und die Grundlage
für eine internationale Antikrisenbewegung legen können. Doch einfacher
geschrieben als durchgesetzt. Denn wie bereits zuvor geschrieben: Es gibt
Widerstände, auch innerhalb der Klasse.

Niederlagen in den Klassenkämpfen des letzten Jahrzehntes, vor allem des
Arabischen Frühlings,  aber auch von Syriza in  Griechenland trugen eine
tiefe, desillusionierende und demoralisierende Auswirkung auf die Massen
mit sich. Nicht die Linke, sondern die populistische Rechte präsentierte sich
in den letzten fünf Jahren immer wieder als pseudoradikale Alternative zur
Herrschaft der tradierten „Eliten“. Diese konnte sich aufgrund der Passivität
der Linken innerhalb der Coronakrise profilieren. So kann die Zunahme eines
gewissen Irrationalismus‘ in Teilen des Kleinbürger_Innentums, aber auch
der  Arbeiter_Innenklasse  beobachtet  werden.  Rechte  schaffen  es,  die
Bewegung für sich zu vereinnahmen und dort als stärkste Kraft aufzutreten –
was Grundlage für ihr Wachstum ist, aber auch ihre Radikalisierung mit sich
bringt.

Die Dominanz von Reformist_Innen und Linkspopulist_Innen drückt sich in
einer Führungskrise der gesamten Arbeiter_Innenklasse aus. Zwar werden
Kämpfe geführt, wenn es sein muss – also wenn es Angriffe gibt. Letztlich
läuft die Politik der Gewerkschaftsbürokratien und der Sozialdemokratie –
aber schließlich auch der Linksparteien –  auf  eine Politik der nationalen
Einhe i t  mi t  dem  Kap i ta l ,  au f  Koa l i t i onsreg ierungen  und



Sozialpartner_Innenschaft  in  den  Betrieben  hinaus.  Die  Politik  des
Burgfriedens sorgt dafür, dass Proteste im Zaum gehalten werden oder erst
gar  nicht  aufkommen.  Somit  besteht  eine  der  zentralen  Aufgaben  von
Revolutionär_Innen  darin,  den  Einfluss  dieser  Kräfte  auf  die  Masse  der
Arbeiter_Innenklasse zu brechen.

Internationalismus
Dies geschieht jedoch nicht durch alleiniges Kundtun, dass Bürokratie & Co
üble  Verräter_Innen  sind.  Sonst  wäre  es  schon  längst  im  Laufe  der
Geschichte passiert, dass die Massen sich von diesen Kräften abwenden und
automatisch zu Revolutionär_Innen werden. Deswegen bedarf es hier der
Takt ik  der  Einheits front ,  des  Aufbaus  von  Bündnissen  der
Arbeiter_Innenklasse  für  Mobilisierungen  um  konkrete  Forderungen.
Aufgabe ist, möglichst große Einheit der Klasse im Kampf gegen Kapital und
Staat herzustellen und im Zuge der Auseinandersetzung aufzuzeigen, dass
die  Gewerkschaftsbürokratie  oder  reformistische  Parteien  sich  selbst  für
solche Forderungen nicht konsequent ins Zeug legen.

Entscheidend  ist  es  also,  bestehende  Kämpfe  und  Bewegungen
zusammenzuführen, die existierende Führung dieser sowie der etablierten
Organisationen  der  Arbeiter_Innenklasse  herauszufordern.  Dies  kann
beispielsweise  dadurch  geschehen,  dass  es  eine  Wiederbelebung  der
Sozialforen  gibt  –  diesmal  jedoch  nicht  nur  als  Versammlungen  zur
unverbindlichen Diskussion, sondern zur beschlussfähigen Koordinierung des
gemeinsames Kampfes. Doch ein alleiniges Zusammenführen von ganz vielen
verschiedenen Bewegungen reicht nicht. Unterschiedliche Positionierungen,
Eigeninteressen und fehlende oder falsche Analysen können zu Stagnation
und  letztendlich  zum  Niedergang  dieser  führen.  Es  braucht  einen
gemeinsamen Plan, ein gemeinsames – revolutionäres – Programm, für das
die  revolutionäre  Organisation  eintreten  muss.  Eine  solche  müssen  wir
aufbauen – in Deutschland und international.



Wahlen  in  den  USA:  Der
Brandstifter unterliegt, doch das
Feuer ist nicht gelöscht!
Resa Ludvin

Stand 08.11.2020

Die Mauer kam
nicht, zumindest nicht so wie angekündigt. Dennoch starben tausende
Menschen an der amerikanischen Migrationspolitik und die Mauern
innerhalb der USA wurden immer höher- wirtschaftliche Isolation,
Ausstieg aus internationalen Verträgen, Staatsstreiche,
Kriegsverbrechen und anstehende Kriege.

Eigentlich nichts
Neues. Ebenso wenig, dass es die republikanischen Wähler_Innen nicht
interessiert, was ihr despotischer Kandidat nun als nächstes plant
oder welche Fake News Trump beim morgendlichem „Twitter“-Klogang
ablassen wird. Dennoch haben ihn 47,7% gewählt. Und auch die
Inszenierung Joe Bidens als Heilsbringer, nicht nur von
Trump-Gegner_Innen, sondern auch Linken und Aktivist_Innen in den
USA, kann nicht über die desaströse Lage des Landes hinwegtäuschen.
In der Geschichte kamen und gingen Großmächte. Die USA brennt und
ist dennoch internationaler Brandstifter.

Was die Wahl nun
für die zerfallende Großmacht, die arbeitende Klasse und die
internationale Politik bedeutet, wollen wir hier beleuchten. Ebenso
die Frage, welche Rolle der vorherige und nächste Präsident spielt.

https://onesolutionrevolution.de/wahlen-in-den-usa-der-brandstifter-unterliegt-doch-das-feuer-ist-nicht-geloescht/
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Trumps Bilanz:
Krieg, Putsch, Morde, Sprengung internationaler Normen

„Mother of all
bombs“ in Afghanistan, Putschversuch in Venezuela, Hassliebe mit
Putin, Ermordung eines Generals im Iran, Anfachen des
Nahost-Konflikts, Drohgebärden gegen Peking und Pjöngjang. Wäre
der internationale Fokus durch Corona nicht verschoben worden, so
wäre 2020 wohl auch ein Jahr mit Phasen heißen und kalten Krieges
geworden. Insgesamt hat Trump den Sprung auf eine neue
Eskalationsstufe innerhalb der Neuaufteilung der Welt eröffnet. Wo
in den westlichen Ländern gezittert wird, er könne nach dem
Austritt aus dem Pariser Klimaabkommen auch noch aus der NATO oder
anderen internationalen Bündnissen austreten, hat er weite Teile der
Welt bereits in eine reale Angst vor Krieg versetzt.

Warum sich
niemand mit ihnen anlegt? Weiterhin bleiben die USA eine der größten
Militärmächte und natürlich wollen auch wirtschaftliche
Beziehungen gerettet werden, sofern das möglich ist. Gerade für die
kleine imperialistische EU wäre ein zu offensiver Angriff eine
lose-lose Situation. Lediglich China könnte einen Angriff wagen, was
aber zu einer Konfrontation von internationalem Ausmaß führen
würde.

Auch im Inland
sieht es nicht viel besser aus. Die USA sind eines der am schwersten
von der Coronakrise getroffenen Länder. Millionen Infizierte und
über 200.000 Tote. Kein Wunder in einem Gesundheitssystem, das sich
ein bedeutender Teil der Bevölkerung nicht leisten kann. Ebenso
nicht verwunderlich, dass es nicht Leute wie Trump sind, die an dem
Virus sterben, ihre Jobs und somit ihre Lebensgrundlage verlieren. Es
sind Arbeiter_Innen. Genauer gesagt migrantische und
afro-amerikanische Arbeiter_Innen.

Die prekäre Lage



von Migrant_Innen und nichtweißen Menschen ist nicht zuletzt der
rassistischen Politik geschuldet. Die rassistische Spaltung in den
USA ist größer denn je, sei es im Gesundheits- oder Wahlsystem, in
denen gerade Afrokamerikaner_Innen, aber auch die meisten anderen
Minderheiten benachteiligt werden. Sei es die voranschreitende
Polarisierung in den USA, die mitunter zu bürgerkriegsähnlichen
Zuständen geführt hat oder bewaffnete Straßenschlachten mit einem
großen Vorsprung für Rechte, da sie einfacher an Waffen kommen und
die Polizei schaut am Rand zu. In der Kombination mit Trumps
Protestpolitik im Inland hat er den Krieg, den die USA seit
Jahrzehnten im Ausland führen, zurück nachhause gebracht.

Rechte,
Erzkonservative und Evangelikale geben in der US-amerikanischen
Politik den Ton an. Egal ob an den Außengrenzen oder wenn es darum
geht, Wahlgeschenke strategisch zu verteilen. Und das kam nicht erst
mit dem Einzug Donald Trumps ins Weiße Haus. Zusammengefasst und
einfach verständlich wurde das durch Trump unter dem Slogan „Make
America Great Again“. Jedoch sollte dies nur bei weißen
Amerikaner_Innen aus der absteigenden Mittelschicht und aus
bestimmten Teilen der Arbeiter_Innenklasse Stimmen fangen.

Doch trotz des
Versprechens, den USA wieder eine blühende Wirtschaftslandschaft zu
bescheren, verfallen Industriestandorte wie Michigan oder Ohio
weiter. Denn viele der geschlossenen Stahlwerke, Fabriken usw. waren
natürlich kein Resultat der Regierung Obamas, sondern eines
Rationalisierungsprozesses. Wenn Betriebe nicht mehr ausreichend
Profit machen, Technologie veraltet ist oder Innovationen zu teuer
sind, werden sie eben dicht gemacht. Trumps Antwort in einigen
Gebieten: Stärkt das Fracking, stärkt die Region. Doch das bringt
einem_einer ehemaligen Stahlarbeiter_In wenig, wenn es keine
Umschulungen gibt. Kein Wunder also, dass sich an der
Massenarbeitslosigkeit unter Trump nicht viel geändert hat, nicht
viel ändern konnte.



Wäre all das
nicht schon genug, interessiert es Trump nicht im Geringsten, dass
die Westküste der USA monatelang brennt und beschuldigt die lokale
Bevölkerung dafür verantwortlich zu sein. Der gleiche Präsident,
der Umweltschutzgebiete verkleinert und die Arbeit der Umweltbehörde
immer weiter einschränkt hat, weil sie lukrativem Fracking im Weg
steht. Wäre die Umwelt mal ein Sturmgewehr, dann hätte sie auch
eine Lobby.

Genaueres zur
Lage in der USA findet ihr hier:
http://onesolutionrevolution.de/what-the-fuck-is-wrong-in-the-usa/

„Demokratie“
als Staatsform in Gefahr?

Sieht man mal
davon ab, dass Trump wohl jener US-amerikanische Präsident ist, der
die meisten Verfahren gegen sich hatte- Amtsenthebungsverfahren,
Verdacht der Wahlmanipulation sowie nicht gezahlte Steuern- ist seine
Präsidentschaft, zumindest in den Augen seiner vielen
Anhänger_Innen, erfolgreich. Uns als Revolutionär_Innen zeigt er
aber vor allem, was für ein zweischneidiges Schwert die bürgerliche
Demokratie ist. Einerseits zeigt sich wie undemokratisch das
US-System auch unter bürgerlichen Maßstäben ist, da der Präsident
a la „L’etat c’est moi“ („Der Staat bin ich“) regieren
kann. Andererseits ist auch der Erfolg von Fake-News als Ausdruck der
Krise zu nennen. Die Wahl war noch gar nicht angelaufen, unwichtig,
einfach mal schon präventiv behaupten, die Wahl wäre manipuliert.
Und jetzt, da auch die Ergebnisse wirklich gegen Trump sprechen, wird
diese Behauptung mit allerlei fadenscheinigen Behauptungen
untermauert und mit rechtlichen Schritten gedroht. Ob und wer wählt,
scheint also ein für alle Mal egal.

Auch Trumps
eindeutig zweideutigen Ansprachen an die rechten Bewegungen

http://onesolutionrevolution.de/what-the-fuck-is-wrong-in-the-usa/


Alt-Right, QAnon oder „proud boys“ zeigt, wie offen er sich
bezüglich Rechtsextremen zeigt und dass viele seiner Wähler_Innen
darüber hinwegschauen. Das An-der-Macht-Bleiben des Oligarchen steht
im Mittelpunkt. Und wenn es Trump Senior nicht mehr macht, haben sich
in letzter Zeit auch seine Kinder immer weiter in den Vordergrund
gedrängt. Eine Abwahl Donald Trumps, sofern sie überhaupt
akzeptiert wird, bedeutet also nicht zwangsläufig eine dauerhafte
Abwahl der Agenda Trumps.

Nach 4 Jahren
Trump ist offensichtlich, was für Revolutionär_Innen vorher schon
klar war: Die bürgerliche Demokratie taugt nichts. Trump hat
lediglich sämtliche Ideale dieser bürgerlichen Demokratie
vorgeführt und uns auch gezeigt, dass in einem vermeintlich
„westlich, demokratischen Partner“ alles so gedreht werden kann,
wie es einem selbst gerade passt. Sie ist somit, was sie immer war:
eine „Demokratie“ herrschender Interessen. Die Situation der
Arbeiter_Innenklasse hat sich nicht verbessert. Der einzige
Unterschied zum vorherigen Präsidenten Obama war, dass die
Zersetzung vom Sozialstaat noch deutlich schneller voranging und das
deutlich unverhohlener.

Währenddessen
wird Biden als großer Retter inszeniert, der auch in keiner Weise
den Fortschritt darstellt. Er selbst ist nicht nur ein weiterer
„Establishment“-Vertreter alter, weißer Männer, sondern auch
noch erzreligiös. Er stimmte nicht nur für den Irakkrieg, sondern
auch für ein „law & order Gesetz“, was bis heute dazu führt,
dass vor allem schwarze Amerikaner_Innen schon beim kleinsten
Vergehen hart bestraft werden. Oder brachte er das Gesetz durch, dass
viele Schulden von Privatpersonen bei Insolvenz nicht mehr gestrichen
werden können, sodass vor allem die Arbeiter_Innenklasse für immer
mit der Last von Studien-, Gesundheits- und Kreditkartenschulden zu
kämpfen hat, während große Betriebe weiterhin gerettet werden. An
seiner Seite hat er Kamala Harris als Vize-Präsidentin, die zwar von



Republikaner_Innen abfällig als „Marxistin“ bezeichnet wird,
sich aber noch nicht mal zu den geringsten arbeiter_Innenfreundlichen
Reformen durchringen kann wie der allgemeinen, staatlichen
Krankenversicherung. Kein Wunder also, dass sich viele progressive,
junge Wähler_Innen jetzt schon von den Demokrat_Innen abgewandt und
gegen eine Stimmabgabe entschieden haben. Der fehlende Enthusiasmus
für Biden hat sicherlich mit reingespielt, dass das Rennen zwischen
ihm und Trump so knapp war.

Wie die Wahl
gelaufen ist

Notfalls mit
Gewalt. Gewalt der Waffen oder der Gerichte. Fest steht: Obwohl Biden
schon als Präsident ausgerufen wurde, ist die Wahl noch nicht
vorbei, da Trump und seine Anhänger_Innen mit allen Mitteln daran
festhalten. Doch dass Trump nicht gehen will und selbst
„demokratische“ Gerichte ihn wahrscheinlich nicht stoppen können,
hat er bereits vor der Wahl vorbereitet. In diversen Staaten hat er
ihm treue Richter_Innen an die obersten Gerichtshöfe gebracht und
vorher schon mal behauptet, dass die ganze Wahl manipuliert sei. Sein
Sohn Donald Trump jr. sprach sich angeblich sogar für den „Totalen
Krieg um die Wahl“ aus.

Noch in der Nacht
der Wahlen hat Trump seinen Sieg ausgerufen, obwohl die Auszählungen
noch in vollem Gange waren. Er war zu diesem Zeitpunkt noch in
Führung, aber das lag daran, dass die Brief- und Frühwahlen, die
deutlich mehr von Biden-Supportern genutzt wurden, erst später
gezählt werden. Diese Reihenfolge hat er selbst erwirkt und es
gehörte sicherlich zum Kalkül, dass er vielleicht durch eine frühe
Ausrufung als Präsident taktische Vorteile hat. Je länger die
Auszählungen dauerten, desto schlechter sah es für Trump aus und
desto verzweifelter wurden seine Vorwürfe, dass ihm hier gerade die
Wahl geklaut wird. Bei den Auszählungen in den heiklen Bundesstaaten
wurde von Trump wahlweise gefordert, dass man aufhören sollte oder



unbedingt weitermachen sollte, zu zählen, je nachdem, wie es gerade
stand. Einige Republikaner_Innen wollten auch die Häuser stürmen
oder zumindest stören, in denen gezählt wurde. Zu größeren
Aufmärschen oder bürgerkriegsähnlichen Zuständen, wie ja oftmals
befürchtet wurde, kam es bislang noch nicht.

Nach langem
Warten sind nun die meisten Staaten (zumindest ein erstes Mal)
ausgezählt und Biden als Präsident abgesichert. Er hat in den
relevanten Staaten, denn die meisten haben seit Jahrzehnten ihre
Farbe (Blau= Demokratische Partei, Rot= Republikanische Partei) nicht
geändert, einen Vorsprung erzielt. Diese so genannten Swing States
sind u.a. Pennsylvania oder Arizona.

Dabei ist zu
berücksichtigen, dass nicht nur viele Menschen von der Wahl direkt,
sondern auch indirekt ausgeschlossen sind und gleichzeitig das
Wahlsystem auch unter bürgerlichen Maßstäben ungerecht und
undemokratisch ist. Am Ende entscheiden nicht nur einfache Worte,
sondern auch einfache Mehrheiten, die dann durch Wahlmänner(!)
abgebildet werden. Im Winner-takes-it-all-Prinzip könnte es sein,
dass 49% der Wähler_Innen unsichtbar gemacht werden, weil sie als
Unterlegene nichts abbekommen.

Auch gewählt
wurden Sitze im Senat und im Repräsentantenhaus, das in
demokratischer Hand bleibt. Auch wenn Biden vereidigt wird, stehen
ihm aber möglicherweise der Senat sowie definitiv der Supreme Court
entgegen, der seine Chance auf „Reförmchen“ weiter schwinden
lässt. Gewonnen ist in den USA eben nicht zwangsläufig gewonnen.

Die Krise nach
der Wahl kommt so oder so.

Welche
Auswirkungen hat die US-Wahl für die amerikanische und



internationale Arbeiter_Innenklasse?

Die globale
Hegemonie der USA ist nur noch ein Traum jener, die die letzten 30
Jahre im Winterschlaf verbracht haben. China, Russland und die EU
sind längst Blöcke, die zumindest mitreden wollen, wo als nächstes
einmarschiert wird. Es könnten ja potenzielle Bündnispartner_Innen
(aka Syrien) oder Länder sein, aus denen sich dann Geflüchtete in
die EU aufmachen (wieder Syrien). Biden als Präsident wird
wahrscheinlich noch mehr als Trump ins Schwimmen zwischen den
Interessen des Kapitals kommen, das sich daran gewöhnt hat,
international eine Rolle zu spielen. Eine Rolle, die gerne auch
militärisch verteidigt wird. Sein Fokus wird sein, die alte Ordnung
aus diplomatischen und strategischen Beziehungen wiederherzustellen.
Die Frage ist, wie sehr diese Ordnung nicht vorher schon am Ende war.

Im Inneren
tatsächlich etwas zu verändern, wenn er das denn überhaupt möchte,
wird auch schwer werden. Trump hat eine konsequente Politik der
Verneinung der Interessen der Unterdrückten gefahren und sie
verhöhnt und an den Rand getrieben, wo es nur ging. Biden wird wohl
eher versuchen, durch Augenwischerei und kleine Reförmchen „das
Land zu einen“, ohne dabei dem Kapital auch nur den geringsten
Schaden zuzufügen. Denn nicht nur der wahrscheinlich mehrheitlich
republikanische Senat, sondern nun auch die konservative Besetzung
des Supreme Courts werden jedem Angriff auf Kapitalinteressen massiv
im Weg stehen. Zu allem Übel gibt es noch den Druck von der Straße
durch die extreme Rechte. Leidtragender all dessen wird weiterhin der
prekäre Teil der US-Bevölkerung sein. Dies wiederum wird die
Polarisierung und Abstieg prekärer Schichten weiter vorantreiben-
die Frage ist nur, wie tief es in den USA noch geht, wo im Frühjahr
bereits Millionen Menschen durch den Jobverlust das Äquivalent zur
Tafel aufsuchen mussten, um überhaupt etwas zu essen zu bekommen.

Von Biden ist
also nicht zu erwarten, dass er die soziale, politische oder



wirtschaftliche Krise auch nur befrieden kann. Hinzu kommen noch die
Pandemie und die Umweltkrise. Gerade letztere hat nicht nur interne
Folgen, sondern auch für die gesamte Welt, da die Klimakrise kein
nationales Problem ist und somit auch nicht national gelöst oder
ignoriert werden kann. Jedoch wird ein Fortschreiten dieser Krise
Migration, Armut und Umweltkatastrophen auch weit über die Grenzen
der USA hinaus Auswirkungen haben.

Unsere
Perspektive: Verbesserung braucht die Macht von Unten!

Trump war nicht
der Präsident der Minderheiten, nicht der Präsident der Frauen*.
Zieht man dann noch die jugendlichen Massen auf der Straße ab, die
sich gegen die Stimmabgabe entschieden haben, bleibt nur ein
kleinerer weißer Teil, deren Präsident Trump war und weiterhin als
Ideal bleiben wird. Doch Biden ist nicht der Heilsbringer. Er
repräsentiert den rechten Flügel der demokratischen Partei, die
schon immer kapitalfreundlicher und rechter als europäische
bürgerliche Arbeiter_Innenparteien war. Er ist kein progressiver
Kopf, der sich an die Spitze einer antirassistischen,
antisexistischen und sozialen Bewegung setzen könnte. Niemand, der
diejenigen im Land abholt, die die letzten Jahre und Jahrzehnte
gelitten haben unter der Politik, die überhaupt erst den Boden für
den Aufstieg eines Trumps geschaffen hat.

Die Spaltung der
Arbeiter_Innenklasse begründet sich nicht auf der rassistischen
Politik Trumps, sondern den Auswirkungen der Krise von 2008 und somit
systemimmanenten Spaltungsmechanismen. Man kann also nicht darauf
vertrauen, dass sich der Kapitalismus von selbst wieder zum Guten
richtet. Es brennt und brodelt an alle Ecken und Enden. Eine radikale
Kehrtwende ist das Einzige, was den Arbeiter_Innen, Demonstrant_Innen
und Unterdrückten in der USA noch bleibt.

Doch die



zahlreichen Proteste der letzten Monate sind eine große Hoffnung.
Ihnen fehlt bisher nur eine Führung, was nicht zuletzt mit der
Schwäche und dem niedrigen Organisationsgrad der US-Gewerkschaften
zusammenhängt. Dennoch müssen bestehende Strukturen genutzt und die
Kämpfe zusammengeführt werden. Geeint ist jede Bewegung stärker!
Was den USA fehlt ist eine Arbeiter_Innenpartei. Und zwar keine
kleine Zelle, sondern eine, die sich auf den Massen stützt und aus
den Massen hervorgeht. Ein stärkendes Moment könnte es sein, durch
Massenproteste und Streiks nun Trump, der sich ans Weiße Haus
klammert, aus selbigen hinauszubefördern. Im Zuge solcher Proteste
entstehen Strukturen, die auch auf Biden Druck ausüben und
hoffentlich auch die Frage auf die Tagesordnung setzen können, ob
wir nicht eigentlich eine ganz andere Vertretung brauchen!

Eine
Massenpartei, die auf der Grundlage der arbeitenden Bevölkerung dem
System Druck macht. Eine Massenpartei, die tatsächlich die Macht des
„US-Establishment“ angreift und ihre Interessen durch die eigenen
ersetzt. Eine Massenpartei, die sich für Frauen*rechte einsetzt, die
rassistische Strukturen der US-Polizei durch gewählte
Arbeiter_Innenmilizen ersetzt und der Massenarbeitslosigkeit anstelle
von Fracking o.ä. mit sozialstaatlichen Maßnahmen wie
Umschulungsprogrammen in überholten Branchen begegnet.

Wir fordern:

Proteste  reichen  lange  nicht!  Für  den  Aufbau  einer  revolutionären
Arbeiter_Innenpartei!

Brot, Gesundheit
und Frieden für Alle!

Streikt Trump aus
dem Weißen Haus!

Freilassung aller
politischer Gefangener und Demonstrant_Innen!



IDC  –  junge  Revolutionäre
diskutieren über Weltlage
Vom 05. bis 08. August fand die internationale Delegiertenkonferenz von
REVOLUTION,  die  alle  zwei  Jahr  tagt,  in  London statt.  Auf  unserer
Konferenz,  die  über  die  wichtigsten  politischen  und  wirtschaftlichen
Weltereignisse  diskutierte,  um  die  Schlussfolgerungen  für  unsere
tagtäglichen Kämpfe, sowie unseren Organisationsaufbau zu ziehen, waren
über  30  Genoss_innen  aus  Österreich,  Großbritannien,  Deutschland  und
Schweden anwesend. Leider konnten unsere Genoss_innen aus Sri Lanka,
N e p a l  u n d  P a k i s t a n ,  a u f g r u n d  d e r  r a s s i s t i s c h e n
Einwanderungsbestimmungen der EU, die wir aufs tiefste verurteilen, nicht
teilnehmen!

Trotz  dieses  Mangels  war  die  Konferenz  ein  großer  Erfolg!  Neben
ausführlichen Diskussionen über die Krise, die Sparpakete, die Aufstände im
arabischen Raum und den Widerstand in Europa, sowie die Situation in den
Halbkolonien,  konnten  wir  auch  eine  positive  Bilanz  unseres  eigenen
Organisationsaufbaus  ziehen.  Wir  nahmen  ein  Aufgabenpapier  für  die
kommenden Kämpfe an und wählten eine neue internationale Leitung. Der
Höhepunkt unserer Konferenz war die Annahme unseres neuen Manifestes,
das einen besonderen Schwerpunkt auf die Krise des Kapitalismus und den
weltweit erneut aufflammenden Widerstand setzt.

Zum Ende sangen wir gemeinsam die Internationale, mit dem Bewusstsein,
dass große Aufgaben, aber auch große Chancen vor unserer Organisation
liegen!

Vorwärts  zu  einer  neuen  Jugendinternationale,  Vorwärts  zu  einer
kommunistischen fünften Internationale, Vorwärts zur Revolution!

https://onesolutionrevolution.de/idc-junge-revolutionare-diskutieren-uber-weltlage/
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